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Nr. 15 Berlin, den 1. Auguſt 1936 17. Jahrgang 


Bevölkerungsdreuck im Oſten 


Gegen den tſchechiſchen Volksdruck iſt die Grenze des Reiches durch einen breiten Gürtel 
deutſchen Siedlungsgebietes gedeckt. Auf der preußiſchen Oſtgrenze aber laſtet der 
polniſche Volksdruck unmittelbar. Man liebt es in den Kreiſen, für die die Aufklärung 
über die Fragen des Oſtens mehr eine modiſche Beſchäftigung als eine ernſthafte Aufgabe 
iſt, von der „ſlawiſchen Flut“ zu ſprechen, die gegen die deutſche Grenze im Oſten „an⸗ 
brandet“. Was es aber mit dieſer „Flut“ in Wirklichkeit auf ſich hat, darüber iſt man 
ſich wohl zumeiſt nicht im Klaren. Man kann ſich darüber in einer vom Schulungsamt 
des Bundes Deutſcher Oſten herausgegebenen Arbeit „Der Bevölkerungsdruck 
im deutſch⸗polniſchen Grenzgebiet“ von Friedrich Roß unterrichten. In 
dieſer 85 Seiten mit 12 Karten und graphiſchen Darſtellungen umfaſſenden Schrift iſt 
das wichtigſte Material über die Bepölkerungsbewegung im deutſch⸗polniſchen Grenzgebiet 
zuſammengefaßt und bewertet. Das unterſuchte Gebiet umfaßt auf deutſcher Seite die 
ſechs preußiſchen Oſtprovinzen (einſchließlich Berlin) und Mecklenburg, auf polniſcher 
Seite die ehemals preußiſchen Teilgebiete, Kongreßpolen und die Wojewodſchaft Bialyſtok. 
Aus der Maſſe des dort angeführten Materials ſeien im folgenden einige der wichtigſten 
Ergebniſſe wiedergegeben, die die ſchwerwiegenden Unterſchiede in der Bevölkerungs⸗ 
bewegung der beiden angeführten Teilgebiete charafterifieren. 

Um nähere Vergleiche anzuſtellen, muß man auf die deutſchen Volkszählungen von 
1925 und 1933, bezw. die polniſchen Volkszählungen von 1921 und 1931 zurückgreifen. 
Die durchſchnittliche Bevölkerungsdichte betrug im Jahre 1921 in dem 
oben umriſſenen polniſchen Gebiet (ohne Warſchau) 77,6, im deutſchen Gebiet (ohne 
Berlin) im Jahre 1925 74,1 Einwohner auf den qkm. Inzwiſchen hat ſich die Lage 
zu Ungunſten Deutſchlands verſchoben. Denn bereits im Jahre 1931 
betrug die Bevölkerungsdichte auf polniſcher Seite 90,5, auf deutſcher Seite aber im 
Jahre 1933 erft 76,9 Einwohner auf den Rm. Der polniſche Vorſprung, 
der ſich im Vergleich von 1921 und 1925 erſt auf 3,5 Einwohner je 
qkm belief, hat ſich bis heute auf etwa 18 erhöht. Die durchſchnittliche 
Dichte iſt auf deutſcher Seite von 1924 bis 1933 nur um 3,8 v. H., auf polniſcher Seite 
dagegen von 1921 bis 1931 um 16,6 v. H. geſtiegen. 

Im oſtelbiſchen Deutſchland (ohne Berlin) iſt die Bevölkerungs⸗ 
zahl in der angegebenen achtjährigen Zeit um 453800 Perſonen, 
in Weſt⸗ und Miftelpolen (ohne Warſchau) aber in demer wähnten 
zehnjährigen Zeitraum um 2395000 Perſonengeſtiegen. Das heißt: 
Die Volkszahl hat ſich auf deutſcher Seite im jährlichen Durchſchnitt nur um 0,46 v. H., 
auf polniſcher Seite dagegen um 1,67 v. H. vermehrt. Auf deutſcher Seite kann 
man alſo ein mühſames Behaupten der Volkszahl, auf polniſcher 
Seite eine ſtarke Aufwärtsentwicklung feſtſtellen. Noch deutlicher wird 
das für Deutſchland bedrohliche Mißverhältnis der Bevölkerungsentwicklung diesſeits 
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und jenſeits der Grenze, wenn man die einzelnen, unmittelbar benachbarten deutſchen 
und polniſchen Grenzabſchnitte miteinander vergleicht. 

Hält man z. B. einmal die Wojewodſchaft Pommerellen und den 
Regierungsbezirk Köslin nebeneinander, ſo ergibt ſich folgendes Bild: Die 
Volkszahl Oſtpommerns iſt von 1925 bis 1933 nur um 4 900 Menſchen, diejenige 
Pommerellens (trotz der anhaltenden Verdrängung des deutſchen Elements) von 1924 
bis 1931 aber um 150 500 Menſchen geſtiegen. In 6 von den 10 Landkreiſen 
Oſtpommerns iſt von 1925 bis 1933 ein abſoluter Rückgang der 
Bevölkerung zu verzeichnen; nur 4 Landkreiſe und namentlich die 3 Stadt⸗ 
kreiſe Köslin, Kolberg und Stolp konnten in dem achtjährigen Zeitraum ihre Volkszahl 
behaupten, bezw. vermehren. Die durchſchnittliche jährliche Bevölkerungszunahme betrug 
in Oſtpommern 0,09 v. H., in Pommerellen aber 1,61 v. H. Das bedeutet, daß ſich die 
Bepölkerungszunahme Oſtpommerns zu derjenigen Pomme⸗ 
rellens wie 1:48 verhält! Hier grenzen zwei Gebiete aneinander, von denen das 
eine, nämlich das deutſche, ſo gut wie gar feine Bepölkerungszunahme mehr aufweiſen 
kann, während das andere, das zu Polen gehörende, eine geradezu ſtürmiſche Aufwärts⸗ 
entwicklung ſeiner Volkszahl aufweiſt. Auf der einen Seite liegt ein Gebiet, das alljähr⸗ 
lich faſt ſeinen geſamten Geburtenüberſchuß durch Abwanderung nach dem Weſten verliert, 
und auf der anderen Seite ein Gebiet, das mit großer Kraft immer mehr Menſchen aus 
dem entfernteren polniſchen Hinterland anſaugt. Hier ein Bezirk, deſſen Einwohnerzahl 
ſeit 1867, alſo ſeit beinahe ſieben Jahrzehnten, faſt unverändert geblieben iſt, und dort 
eine Wojewodſchaft, deren neue Hafenſtadt Gdingen monatlich um 900 oder gar 1000 
Menſchen anwächſt! 


Nicht ebenſo kraß, aber nicht minder bedenklich iſt das Mißverhältnis, wenn man die 
Wojewodſchaft Pofen mit den Regierungsbezirken Schneidemühl 
und Frankfurt / Oder in bezug auf ihre bevölkerungspolitiſche Entwicklung ver⸗ 
gleicht. In den beiden oben angegebenen Zeitabſchnitten iſt die Einwohnerzahl 
in den deutſchen Bezirken um 23 600, im Poſenſchen dagegen (trotz der auch dort noch 
andauernden Verdrängung des Deutſchtums) um 154 000 ten geſtiegen. In 8 von 
den 17 Landkreiſen des Regierungsbezirks Frankfurt / Oder und in 4 von den 8 Landkreiſen 
der Grenzmark ging die Bevölkerungszahl von 1925 bis 1933 abfolut (um insgeſamt 
etwa 8 000 Perſonen) zurück, wobei zu bemerken iſt, daß alle Kreiſe mit Bevölkerungs⸗ 
ſchwund (mit einer einzigen Ausnahme) öſtlich der Oder, alſo im unmittelbaren Grenz⸗ 
bereich liegen. Es gab zwar auch in der Wojewodſchaft Poſen einige Kreiſe, die im 
Jahre 1931 im Vergleich zu 1924 eine verminderte Volkszahl aufwieſen; doch bedeutete 
das hier nur, daß die durch die Maſſenabwanderung der deutſchen Bevölkerung geriſſenen 
Lücken durch Geburtenüberſchuß und Zuwanderung aus dem übrigen Polen im Jahre 4934 
noch nicht völlig hatten aufgefüllt werden können. Die durchſchnittliche jährliche Bevölke⸗ 
rungszunahme belief ſich in der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen auf 0,19 v. H., im 
Regierungsbezirk Frankfurt/ Oder auf 0,17 v. H., in der Wojewodſchaft Poſen aber auf 
0,8 v. H. Das Tempo der Bevölkerungszunahme war alſo in der 
Wojewodſchaft Poſen etwa viermal ſſo ſchnell wie in den beiden 
deutſchen Regierungsbezirken, und das, obwohl Poſen diejenige Wojewod⸗ 
ſchaft Polens iſt, die im Zeitraum 1924/1934 die weitaus geringſte Bevölkerungs⸗ 
zunahme aufwies! 

Aehnlich wie in den angeführten Grenzgebieten liegen die Verhältniſſe auch längs der 
ſchleſiſchen und der oſtpreußiſchen Grenze. Ueberall wächſt die Bevölkerung 
auf polniſcher Seite unbergleichlich viel ſchneller als auf deut- 
ſcher Seite an. Wenn man die Entwicklung von 1925 bis 1933 betrachtet, kann 
man nicht anders, als von einer in geradezu kataſtrophalem Tempo 
fortſchreitenden Entvölkerung Oſtdeutſchlands ſprechen. Der 
Geburtenüberſchuß im oſtelbiſchen Deutſchland (ohne Berlin) ſank in dem erwähnten Zeit⸗ 
raum von 10,1 d. T. um faſt die Hälfte, auf 5,4 a. T. Im gleichen Zeitraum verlor das 
oſtelbiſche Deutſchland (ohne Berlin) durch Abwanderung nicht weniger als 255 000 
Menſchen. In 59 von den 164 Landkreiſen des unterſuchten deutſchen Gebietes nahm 
innerhalb des erwähnten achtjährigen Zeitraumes die Bevölkerung ab. 24 weitere Kreiſe 
wieſen nur eine durchſchnittliche jährliche Zunahme bis zu 0,5 v. H. auf, eine Zunahme, 
die in ihrer Geringfügigkeit einen tatſächlichen Stillſtand der Bevölkerungsentwicklung 
bedeutete. 


202 


Das wäre nicht von fo eminent nationaler Bedeutung geweſen, wenn die bevölkerungs⸗ 
politiſche Entwicklung jenſeits der Grenze in derſelben Richtung verlaufen wäre wie auf 
oſtdeutſchem Boden. Davon aber war keine Rede. Von Jahr zu Jahr ver⸗ 
ſchärfte ſich der polniſche Volksdruck auf die ſichtbar ausbluten⸗ 
den oſtdeutſchen Provinzen. Und zuſehends verdichtete ſich jenſeits der Grenze 
das Bevölkerungsnetz, während es im öſtlichen Deutſchland an immer mehr Stellen 
zerriß. Der Deutſche im Oſten ſtand mit dem Rücken der Grenze zugekehrt; das polniſche 
Volkstum dagegen war in einem langſamen, aber unaufhörlichen Vormarſch nach Weſten. 
Wäre die Entwicklung ſo weiter gegangen, wie ſie bis 1933 verlief, dann hätte man 
geradezu den Tag vorausſagen können, an dem der Ueberdruck des polniſchen Volkstums 
zu ſtark geworden wäre, um noch von den Grenzen des Reiches zurückgehalten werden 
zu können. 

Seit der Machtergreifung des Nationalſozialismus hat ſich 
die bevölkerungspolitiſche Lage im deutſch-polniſchen Grenz⸗ 
raum zwar noch nicht grundlegend, aber dochſichtbar gewandelt. 
Die deutſche Geburtenziffer ſchnellte empor. Die Abwanderung nach dem Weſten wurde 
geſtoppf. Der volkspolitiſch verderblichen Verſtädterung wurde Einhalt geboten. Die 
Untergangsſtimmung, die das deutſche Volk lähmend erfaßt hatte, wurde gebrochen. 
Aber was bisher erreicht worden iſt, iſt nur ein Anfang. Auch heute reicht der Geburten⸗ 
überſchuß noch nicht aus, um die Hypothek des Todes, die auf dem deutſchen Volke 
laſtet, zu überwinden. Immer noch wächſt das polniſche Volk ſchneller an als das 
deutſche. Aber der Wille zum Leben iſt wieder erwacht. 

Ein Krieg kann verloren werden. Der ärgſte Frieden iſt niemals unwiderruflich. Aber 
eine Revolution muß gewonnen werden. Und die Bewährungsprobe der 
deutſchen Revolution iſt die bevölkerungspoltiſche Frage. Ob 
ein Volk eine Zukunft hat, darüber entſcheidet letzten Endes nicht die Höhe ſeiner 
Technik und die Feinheit ſeiner Kultur, ſondern die Zahl ſeiner Kinder. Die deutſche 
Stellung im Oſten wäre niemals in dem Maße, wie es tatſächlich geſchehen iſt, 
zuſammengebrochen, wenn das deutſche Volk innerlich ebenſo ſtark geweſen wäre, 
wie ſein Staat nach außen hin ſtark war. Die deutſche Stellung im Oſten wäre trotz 
allem zu halten geweſen, wenn der Zuſammenbruch von 1918 nur der Zuſammenbruch 
eines von der Meute ſeiner Feinde zu Tode gehetzten Staates, nicht aber auch der 
Zuſammenbruch eines Volkes geweſen wäre, das zu ſehr in der Gegenwart lebte, zu 
wenig aus der Vergangenheit lernte und zu ſelten die Zukunft bedachte. Und das heißt, 
daß die deutſche Stellung im Oſten letzten Endes nicht von der 
ſtaatlichen, ſondern nur von der volklichen Seite her wieder 
aufgebaut werden kann. Dr. K. 


Von der akademiſchen Jugend Polens 


Ueberall gilt die geiſtige Haltung der Jugend als einer der beſten Gradmeſſer für den 
Wert und die Zukunft einer Nation. Beſonders gilt das in bezug auf die akademiſche 
Jugend, aus deren Reihen ſich doch im allgemeinen die künftige geiſtige Führerſchicht 
einer Nation rekrutiert. Wo die Hochſchule in der ihnen anvertrauten Jugend nicht den 
Geiſt der Opferbereitſchaft und der Hingabe an die Geſamtheit zu wecken vermag, da — 
wird man ſagen können — iſt es ſchlecht beſtellt um Glück und Zukunft einer Nation. 
Wie ſteht es in dieſer Beziehung mit der polniſchen akademiſchen Jugend? Dieſe Frage 
iſt ſchon oft geſtellt worden. Eine befriedigende Antwort hat fie bisher nicht gefunden. 
Häufig hat die Preſſe über politiſche Ausſchreitungen radikaler Studenten, über Streiks 
an den Univerſitäten, über förmliche Belagerungen einzelner Hochſchulen durch Polizei 
und dergleichen berichtet. Eine planmäßige Einordnung dieſer Erſcheinungen in das 
politifchegeiftige Geſamtbild der polniſchen Jugend aber iſt bisher nicht erfolgt. Dieſes 
zu unterſuchen und in ſeiner Bedeutung für die polniſche Zukunft zu werten, wäre die 
lohnende Aufgabe einer größeren Arbeit. 

Im folgenden ſollen nur einige Tatſachen erwähnt und aufgehellt werden. Es iſt 
zunächſt einmal erforderlich, einiges über das polniſche Hochſchulweſen im 
allgemeinen zu ſagen. Nach der Wiederaufrichtung des polniſchen Staates wurden 
Univerſitäten neu ins Leben gerufen bezw. umgebaut und erneuert in Warſchau, 
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Krakau, Poſen, Lemberg und Wilna; ferner entſtand eine theologiſche Univerfität in 
Lublin. Viel Tradition, ein Faktor, der gerade bei akademiſchen Bildungsſtätten ſehr 
weſentlich ſein kann, war in dieſer Hinſicht auf polniſchem Gebiet nicht vorhanden. Es 
wurden weiter eine Bergakademie in Krakau, ferner landwirtſchaftliche 
Hochſchulen und Handelshochſchulen in verſchiedenen Städten gegründet. 
Kunſthochſchulen entſtanden in Warſchau, Krakau und Wilna, Hochſchulen 
für Politik in denſelben drei Städten, (mit dem Oſteuropa-Inſtitut in Wilna 
bezw. der Univerfität in Krakau verbunden). Techniſche Hochſchulen wurden in 
Warſchau und Lemberg gegründet bezw. erneuert; ſchließlich eine Sporthochſchule 
in Warſchau. Die Hochſchulen wurden zunächſt in alten, mehr oder minder (meiſt 
minder) geeigneten Gebäuden untergebracht. Neue Gebäude entſtanden — und auch 
dann nur zum Teil — erſt nach einigen Jahren. Bis vor kurzer Zeit noch befanden ſich 
wichtige akademiſche Einrichtungen wie die IIniverſitätsfrauenklinik in Krakau in einern 
geradezu un verantwortlichen Zuſtand; andere find noch heute in höchſt unzulänglicher 
Weiſe untergebracht. 5 
Der akademiſche Lehrkörper war zunächſt ſehr uneinheitlich. Zwar gab es in 
dem neuerſtandenen Polen von Anfang an eine verhältnismäßig ſtarke Intelligenz. Aber 
die fähigſten Kräfte dieſer Schicht lebten im allgemeinen im Auslande; ſie verhielten ſich 
dem neuen Staate gegenüber abwartend und kamen erſt dann in ihre polniſche Heimat 
zurück, als ſich dieſes neue Gebilde als dauerhafter erwies, als ſie zunächſt geglaubt hatten 
annehmen zu dürfen. Es iſt eine zu wenig beachtete Tatſache, daß alle Profeſſoren der 
neuen polniſchen UIniverſitäten und Hochſchulen, ſelbſt die, die ſchon vor dem Kriege 
in Krakau und Lemberg gelehrt hatten, ihre Ausbildung an fremdvölkiſchen, vor allem 
deutſchen, ruſſiſchen, franzöſiſchen und engliſchen Univerfitäten erhalten und, ſoweit ſie 
ſchon vor dem Kriege die akademiſche Laufbahn eingeſchlagen hatten, auch an dieſen aus⸗ 
ländiſchen Univerfitäten doziert haben. Daß dieſe Tatſache eine weitgehende Uneinheit⸗ 
lichkeit im Leben der polniſchen Univerfitäten hervorrufen mußte, liegt auf der Hand. 


Weiter erhebt ſich die Frage, aus welchen Schichten die Studenten der pol⸗ 
niſchen Hochſchulen ſtammen. Hierüber gibt folgende neueſte amtliche Aufſtellung Auskunft: 
Beamte, Lehrer, Offiziere . rund 40 27 
Gewerbe und Handel.. . „ 1627 
Bauern „% 40% 
Gutsbeſitzeete „ 5% 
Arbeiter „% 95 
Handwerker e b re ee 10:0 
Freie Berufe . . 2.2. 2 222 „ 8% 

Die bürgerlichen Schichten find alfo bei weitem am ſtärkſten vertreten. Dieſe 
Schichten ſind zugleich die politiſch am ſtärkſten intereſſierten. Der 
polniſche Student iſt, ſchon wenn er die Hochſchule bezieht, irgendwie „politiſch vor⸗ 
belaſtet“. Elternhaus und Schule, der innerpolitiſche Kampf in einem halbparlamen⸗ 
tariſchen Staat und die vom Staat betriebene Erziehungspolitik (militäriſche Vorberei⸗ 
tung uſw.) haben ihm bereits ein politiſches Bild eingeprägt, das er auch als Student 
in den meiſten Fällen bewahrt. Wer als Nationaldemokrat die Hochſchule betritt, bleibt 
auch als Student Nationaldemokrat. 


Ziemlich eindeutig iſt im allgemeinen die politiſche Einſtellung der Studenten nicht⸗ 
polniſchen Volkstums. Amtliche Angaben über deren Zahl ſind nicht vorhanden oder nicht 
richtig. Bei den bekannten Arbeitsmethoden der polniſchen Verwaltungsorgane iſt es 
den Studenten nichtpolniſchen Volkstums mitunter nicht möglich, ſich an den Univerſitäten 
offen zu ihrem Volkstum zu bekennen. Allzuleicht hat es der Vater zu büßen, wenn der 
Sohn es wagt, ſich z. B. als Deutſcher immatrikulieren zu laſſen. Mit gewiſſen Vor⸗ 
behalten läßt ſich der zahlenmäßige Anteil der einzelnen Nationalitäten aus der Konfeſſions⸗ 
ſtatiſtik entnehmen. Dem Bekenntnis nach waren von den immatrikulierten Studenten im 
Studienjahr 1934/5: 

römiſch⸗katholiſchehe 73,9 7 
griechiſch⸗katholiſcge . . 3,6 27 
griechiſch⸗orthoderr 2,5 22 


epangeliſchchchch e.. 27 % 
moſaiſ ch 17,0 7 
anderttnUUVee:y w . 08% 
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Bezeichnend für die polniſche akademiſche Jugend ift es, daß fie große zu⸗ 
fammenfaffende Organiſationen nicht kennt. Der „Deutſchen 
Studentenſchaft“, die die Geſamtheit der deutſchen Studenten in ſich vereint, hat die 
ſtudierende polniſche Jugend nichts annähernd Gleiches entgegenzuſtellen. Eine „Polniſche 
Studentenſchaft“ gibt es nicht. Das liegt nicht nur daran, daß etwa ein Viertel der in 
Polen ſtudierenden Jugend nichtpolniſchen Volkstums iſt. Die „Bratnia Pomoc“, die in 
begrenztem Umfang gewiſſe ſoziale Aufgaben zu erfüllen verſucht, kann man nicht als 
ſtudentiſche Selbſtverwaltung bezeichnen, wie ſie in Deutſchland und in anderen Ländern 
beſteht und dort nicht nur beſtimmte politiſch⸗erzieheriſche Abſichten verfolgt, ſondern auch 
als Repräſentantin der geſamten ſtudierenden Jugend nach außen hin auftritt. Es wurden 
in Polen lediglich für verſchiedene Zwecke beſondere halboffizielle ſtudentiſche Vereinigungen 
geſchaffen. Man brauchte u. a., um ſich aus den internationalen ſtudentiſchen Beziehungen 
nicht ſelber auszuſchalten, eine Vertretung der polniſchen Studenten gegenüber dem Aus⸗ 
land. Man rief zu dieſem Zwecke den „Polniſchen Akademiſchen Verband 
für internationale Annäherung Liga“ ins Leben; das iſt eine Vereinigung, 
die zwar dank der Gelder, die ihr vom polniſchen Außenminiſterium zur Verfügung geſtellt 
werden, viel von ſich reden macht, an der jedoch kaum ein Prozent der pol-⸗ 
niſchen Studierenden beteiligt iſt. Das ſollte man nicht vergeſſen, wenn man 
mit dieſer „Liga“ irgendwelche Abkommen ſchließt. 

Eine beſonders wichtige Frage iſt die nach der volks- und ſtaatspolitiſchen 
Erziehung des polniſchen Studenten und nach den Trägern dieſer Erzie⸗ 
hung. Hier muß man feſtſtellen: Es geſchieht in dieſer Hinſicht ſo gut wie gar nichts. 
Die Univerſitäten und Hochſchulen als ſolche verfagen hier 
völlig. In ihren Lehrplänen läßt ſich ein Wille, die volks- und ſtaatspolitiſche Erzie⸗ 
hung der ſtudierenden Jugend zu fördern, faſt nirgends erkennen. Unter den Profeſſoren, 
die zwar als akademiſche Lehrer die gebührende Achtung genießen, gibt es keine erzieheriſch 
wirkenden Führerperſönlichkeiten von Format. Der wiſſenſchaftliche Betrieb funktio⸗ 
niert im allgemeinen. Das polniſche Studienſyſtem mit häufigen Prüfungen, ein 
Syſtem, das eigentlich nur eine Fortſetzung der Schulzeit, des Lernens „wie auf der 
Schulbank“ iſt, zwingt die Studenten zu intenſiver Arbeit. Davon aber, daß die Hoch⸗ 
ſchule von ſich aus die Studenten nicht nur wiſſenſchaftlich zu ſchulen, ſondern auch 
ſtaats⸗ und volkspolitiſch, d. h. zum Dienſt an der Geſamtheit, zu erziehen beſtrebt iſt, 
iſt nirgends etwas erkennbar. Von jener Einſatzbereitſchaft, wie ſie unter der aus⸗ 
landspolniſchen ſtudierenden Jugend vielfach zu finden iſt, iſt in Polen ſelbſt 
nichts vorhanden. 

Voneiner akademiſchen Jugend, die hinter dem heute in Polen 
berrſchenden Regime ſteht, kann kaum die Rede fein. Der Zerfall 
der „Legion Mlodych“, die einmal von oben her als „Regierungsjugend“ auf die 
Beine geſtellt wurde, iſt in dieſer Beziehung bezeichnend. Das polniſche Kor por a⸗ 
kionsſtudentenweſen, das von den deutſchen Korporationen wohl die äußeren 
Formen entlehnt, deſſen frühere erzieheriſche Bedeutung aber nicht erkannt hat, hat keine 
Zukunft. Es bleiben für die polniſchen Studenten die politiſchen und weltanſchaulichen 
Formen und Inhalte, die ihnen die beſtehenden außerſtudentiſchen Zuſammenſchlüſſe und 
Einrichtungen bieten. Es bleibt für fie der Kommunismus, der vor allem von den 
Juden, auch den jüdiſchen Studenten, aufs ſtärkſte geſtützt wird und auch in den Reihen 
der polniſchen Studenten zuſehends an Anhängern gewinnt. Es bleibt die National⸗ 
demokratie mit ihren radikalen gegen Judentum und Deutſchtum gerichteten Parolen. 
Und es bleibt der Katholizismus. Für die heutige Regierung aber, für die Nach⸗ 
folger Pilſudſkis, kann man unter den polniſchen Studenten keine Begeiſterung feſtſtellen. 

Einige Worte über die ſoziale Lage der Studenten. Es erſcheint oft unglaublich, 
mit wie außerordentlich beſchränkten Mitteln die Maſſe der polniſchen Studenten ſich am 
Leben erhält. Dicke Milch und Kartoffeln müſſen während der Sommermonate vielen 
als Haupfnahrung dienen. Die ſoziale Fürſorge, die ſich des Studenten annimmt, iſt an 
ſich durchaus beachtlich. Es gibt in allen Hochſchulſtädten Studentenhäuſer (in 
Warſchau fogar das größte Europas) mit billigen Wohn⸗ und Eßgelegenheiten. Aber es 
iſt offenſichtlich, daß die ſoziale Fürſorge dem tatſächlichen Bedürfnis in keiner Weiſe 
gerecht zu werden vermag. Die „Bratnia Pomoc“ iſt als die bedeutendſte Selbſthilfe⸗ 
organiſation der polniſchen Studenten heute, nach anfänglich unparteüſcher Verwaltung, 
längſt ein begehrtes Kuhhandelsobjekt der einzelnen Studentengruppen geworden. Die 
Not hat Konjunkturjäger erzogen. 
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Jedem ausländiſchen Beobachter füllt die erſchreckende Hoffnungsloſig⸗ 
keit der polniſchen akademiſchen Jugend ins Auge. Der Verfaſſer, 
der ſich mit vielen polniſchen Studenten der verſchiedenſten Hochſchulen über ihre Zukunfts⸗ 
ausſichten zu unterhalten Gelegenheit hatte, bekam in 99 v. H. der Fälle auf ſeine Frage, 
was der Betreffende nach beſtandenem Examen zu unternehmen gedenke, die Antwort: 
Das weiß ich nicht. Die polniſchen Hochſchulen züchten geiſtiges Proletariat. 
Die freien Berufe ſind überfüllt. Auch die Ausſicht, durch „gute Beziehungen“ eine Stelle 
im Staatsdienſt zu erhalten, iſt bei den in Polen üblichen Beamtengehälkern wenig ver: 
lockend. Diplomingenieure als Tarichauffeure find in Warſchau nicht allzuſelten. Die 
politiſche Radikalifierung der Studentenſchaft ift ganz weſentlich eine Folge dieſer Situa⸗ 
tion. Der randalierende Antiſemitismus an den polnischen Ulniverſitäten ift in der Haupt: 
ſache ein wenig geiſtiger Kampf um den ſpäteren Brotplatz. Auch die beſonders heftige 
Feindſchaft der polniſchen Studentenſchaft gegen die Deutſchen in Polen findet in der 
Hoffnung auf fremden Beſitz und fremde Arbeitsplätze eine ſehr materielle Erklärung. 
Derartige Erſcheinungen ſind letzten Endes nichts anderes als Symptome der 
inneren Haltloſigkeit, der durch eine ſtaats⸗ und volkspolitiſche Erziehung von 
den polniſchen Hochſchulen ſelbſt nirgends Einhalt geboten wird. Es iſt verſtändlich, daß 
man in Polen dieſe Entwicklung vielfach mit Entſetzen oder zumindeſt mit Beſorgnis ver⸗ 
folgt. Wirklich geſchehen, um dieſer Entwicklung entgegenzuwirken, iſt nichts. 
Die Alten regieren, die Jugend murrt. Die Alten fürchten — vielleicht nicht zu 
Unrecht —, daß die Jugend wieder zerſchlagen wird, was ſie mühſam aufgebaut haben. 
Die Jugend hat erſt noch zu beweiſen, daß ſie fähig iſt, das Erbe der älteren Generation 
zu übernehmen, ob der Geiſt, in dem ſie erzogen worden iſt, der richtige war. 

Man kann das bezweifeln. Aber man darf wiederum auch nicht glauben, daß in der 
polniſchen akademiſchen Jugend keine zuſammenfaſſenden Kräfte wirkſam ſind. Allerdings 
ſind dieſe Kräfte wohl weſentlich anderer Art, als die, die in der älteren, heute maß⸗ 
gebenden Generation lebendig find. Zwei Faktoren find es, die trotz aller Uneinheitlichkeit 
und Gegenſätzlichkeit einen feſten und dauerhaften Kitt für den inneren Zuſammenhalt 
der polniſchen akademiſchen Jugend abgeben: Das iſt 1) der dem Polen einge: 
borene fanatiſche Patriotismus, und das iſt 2) der Katholizismus. 
Selbſt die am heftigſten ſtreitenden Gruppen finden einen gemeinſamen Weg, wenn es 
ſich darum handelt, gegen einen wirklichen oder vermeintlichen äußeren Feind aufzu⸗ 
treten, — wie ja auch an den polniſchen Univerfitäten, die es an der poſitiven Erziehung 
der ſtudierenden Jugend zum der Gedanken Volksgemeinſchaft ſo ſehr fehlen laſſen, der 
wiſſenſchaftliche Kampf gegen die wirklichen oder vermeintlichen äußeren Feinde einen 
verhältnismäßig breiten Raum einnimmt. Ebenſowenig darf man die politiſche Kraft des 
Katholizismus in Polen unterſchätzen. Seine durchdringende Gewalt — und die katho⸗ 
liſche Kirche wird in Polen vorzüglich geleitet — iſt auch in akademiſchen Kreiſen wohl 
ſpürbar. Es iſt ein Beweis dieſer Gewalt, wenn vor wenigen Monaten eine große 
kirchliche Feier nahezu 15000 polniſche Studenten in Tſchenſtochau zufammenzuführen 
vermocht hat. Otto Willner. 


Verfehlte Einmiſchungsverſuche 


Man hatte ſich in Deutſchland im allgemeinen daran gewöhnt, daß die polniſche Außen⸗ 
politik von Oberſt Beck, nicht aber von der Straße gemacht wird. Die danzigfeindlichen 
Demonſtrationen, die in letzterer Zeit allenthalben in Polen ſtattgefunden haben, verlangen 
eine gewiſſe Korrektur dieſer Anſicht. Man hat in Polen offenbar nicht daran gedacht, 
daß die Duldung derartiger reviſioniſtiſcher Demonſtrationen weniger als der Ausdruck 
einer außenpolitiſchen Stärke des polniſchen Staates, als als die Folge eines innerpolitiſchen 
Schwächezuſtandes aufgefaßt werden kann. So peinlich dieſe Demonſtrationen durch 
den Eindruck, den ſie im Ausland hervorgerufen haben, für den guten Ruf ihrer Ver⸗ 
anſtalter geweſen ſind, — für den Teil, gegen den ſie gerichtet waren, alſo für Danzig, 
haben ſie doch ihr Gutes gehabt: Danzig hat Gelegenheit gehabt, ſeinen Partner wieder 
einmal ohne Schminke kennen zu lernen. 

Die Demonſtrationen ſind von der See- und Kolonialliga in über 200 Städten 
Polens nach einem einheitlichen Schema durchgeführt worden. Bei den Kundgebungen 
und Umzügen find? Transparente mit charakteriſtiſchen Aufſchriften 
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mitgeführt worden. In Thorn z. B. haben dieſe Aufſchriften u. a. gelautet: „Wir 
fordern unfere uralten Rechte in Danzig!“, „Wir fordern die Einverleibung Danzigs in 
Polen!“, „Danzig, das einſt unſer war, kehrt wieder zu uns zurück!“. Bei der Kattowitzer 
Kundgebung haben u. a. folgende Aufſchriften feſtgeſtellt werden können: „Weg vom 
polniſchen Danzig", „Das polnifche Danzig geben wir nicht her!“, „Wir laſſen unfere 
Rechte in Danzig nicht antaſten!“ Und zu der Warſchauer Demonſtration find von den 
Veranſtaltern u. a. folgende Transparente mitgebracht worden: „Die Mündung der 
Weichſel muß polniſch ſein!“, „Danzig, ein Teil des polniſchen Staates!“, „Die Wacht 
an der Weichſel muß ein polniſches Danzig ſein!“, „Wir fordern die Verſtärkung des 
Schutzes der polniſchen Bürger und ihrer Lage in Danzig!“ 

In demſelben Stil, wie dieſe Aufſchriften, waren auch die Reden und Reſolu⸗ 
tionen gehalten. Da war von „der wirtſchaftlichen, geſchichtlichen, ſtrategiſchen und 
geopolitiſchen Zugehörigkeit Danzigs zu Polen“ die Rede. Da wurde „die endgültige 
Feſtigung der ewigen, hiſtoriſchen Rechte Polens in Danzig“ gefordert. Vom Statut 
der Freien Stadt wurde geſagt, daß es nur „eine teilweiſe Befriedigung der polniſchen 
Rechte“ darſtelle. Der Freien Stadt wurde die Eigenſchaft eines ſouveränen Staates 
beſtritten. Danzig und Gdingen wurden als „die Lungen Polens“ bezeichnet. Warſchau, 
wurde gedroht, werde nicht dulden, daß „zwiſchen Polen und dem polniſchen Meere eine 
Provinz des Dritten Reiches beſtehe“. Danzig, hieß es, ſei für Polen da und für 
niemanden ſonſt. Die polniſche Bevölkerung Danzigs wurde als „Mitinhaberin dieſes 
Gebietes“ bezeichnet. Jede Reviſion des Statuts, wurde geſagt, könne „nur in der 
Richtung einer Erweiterung der polniſchen Rechte in Danzig“ erfolgen. Es ſei das Recht 
und die Pflicht Polens, ſo hieß es in der Lodzer Reſolution, „Hüter der Ordnung an der 
Oſtſee zu fein“. Und gelegentlich wurde es auch zur Sicherung der polniſchen Rechte 
für erforderlich hingeſtellt, daß die Polizeigewalt in Danzig von Polen ausgeübt und 
die Weſterplatte zu einer polniſchen Küſtenbefeſtigung ausgebaut wird. 

Man kann ſich gegenüber dem propagandiſtiſchen Aufwand der polniſchen Demon⸗ 
ſtrationen auf die eine, ſehr ruhige und ſehr ſachliche Feſtſtellung beſchränken: Eine 
Erweiterung der polniſchen Rechte in Danzig kommt nicht in 
Frage. Es hat keinen Sinn, darüber viel Worte zu machen. Dem polniſchen Partner 
die vertraglich zugeſicherten Rechte zu verweigern, liegt nicht in der Abſicht der Danziger 
Regierung. Das iſt oft genug feſtgeſtellt worden. Da alſo das eine, die Erweiterung 
der Rechte, nicht möglich und das andere, die Beſchränkung dieſer Rechte, nicht geplant iſt, 
iſt es nur ſchwer zu begreifen, was ſich die Veranſtalter der Demonſtrationen eigentlich 
gedacht haben mögen. 

Worauf es der Danziger Regierung ankommt, das iſt die Beſeitigung der die ruhige 
innerpolitiſche Entwicklung ſtörenden Faktoren, d. h. die Liquidierung der 
ſtaats feindlichen Dppofition und die Anerkennung der unein⸗ 
geſchränkten Souveränität der Freien Stadt auch in inner⸗ 
politiſchen Fragen. Staatsrat Böttcher hat im Namen des Senats⸗ 
präſidenten noch einmal den Danziger Standpunkt in dieſer Frage wie folgt zuſammen⸗ 
gefaßt: „Die Danziger Regierung würde es als gut anſehen und glauben, daß damit 
die Situation erleichtert werden würde, wenn der gegenwärtige Kommiſſar 
des Völkerbundes durch einen anderen erſetzt würde, der das Geſchick 
beſitzt, ſich innerpolitiſch zu desintereſſieren. Die Danziger Regierung wird den Kommiſſar 
als Schlichter in etwaigen Streitigkeiten mit Polen ſelbſtverſtändlich anerkennen. Sie 
glaubt aber, daß für eine ſolche ſchiedsrichterliche Tätigkeit kaum noch Raum iſt, da die 
zwiſchen Danzig und Polen etwa auftauchenden Streitigkeiten unmittelbar zwiſchen 
den beiden Staaten erledigt werden. Sollte der Kommiſſar ſich z. B. in die Ausein⸗ 
anderſetzung über die Verfaſſungsmäßigkeit der neuen Danziger Geſetze einſchalten, ſo 
würde die Danziger Regierung darauf nicht eingehen, da dies eine innerdanziger 
Angelegenheit iſt. Für die Danziger Regierung ſteht die Verfaſſungsmäßigkeit ihrer 
Geſetze außer Diskuſſion.“ 

Bei den hier erwähnten Geſetzen handelt es ſich um folgendes: Der Senat hat 
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes vom Juni 1933 die geltenden Ordnungs⸗ 
beſtimmungen erheblich verſchärft. Danach werden in Zukunft Vereine 
auch dann der Auflöſung verfallen, wenn die Mitglieder ihres Vorſtandes oder ſonſtige 
Mitglieder mit Wiſſen des Vorſtandes Nachrichten, die geeignet find, die Staatsintereſſen 
zu gefährden, verbreiten oder an politifihe Stellen weiterleiten. Weiter 
werden polizeiliche Verfügungen politiſcher Art, d. h. Verfügungen, 
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die das Verſammlungs⸗, Bereing- und Preſſerecht, den Waffenbeſitz und die Schutzhaft 
betreffen, in Zukunft nicht mehr der Nachprüfung durch die Gerichte 
unterliegen. Schließlich wird die zuläſſige Höchſtdauer bei der Verhängung der 
Schutzhaft in Zukunft nicht mehr drei Wochen, ſondern drei Monate betragen. Ulſw. 

Die Frage iſt nun, welche Haltung Polen in dieſen Dingen einnimmt. Daß es von 
polniſcher Seite bedauert werden würde, wenn es in Danzig keine Oppoſition mehr gäbe, 
die die innere Geſchloſſenheit des Deutſchtums ſtört und mit Hilfe des Völkerbunds⸗ 
kommiſſars der Danziger Regierung fortgeſetzt Knüppel zwiſchen die Beine wirft, kann 
man verſtehen. Polen iſt an der völligen Durchſetzung des National: 
ſozialismus in Danzig nicht intereſſiert. Andererſeits liegt es jedoch auf 
der Hand, daß Polen ſich nicht nur moraliſch, ſondern auch politiſch erheblichen Unan⸗ 
nehmlichkeiten ausſetzen würde, wenn es ſich etwa als Beauftragter oder „Rechtsnach⸗ 
folger“ des Völkerbundes den Schutz der oppoſitionellen Parteifunktionäre in Danzig 
angelegen ſein laſſen würde. Sich von dieſen Dingen fernzuhalten, iſt für Polen ein 
Gebot der politiſchen Vernunft. Die Verſuchung, ſich in ſie einzumiſchen, 
aber . groß. Vor allem deshalb, weil die Einmiſchung zugunſten der Danziger 
Oppoſitionsfunktionäre nicht unmittelbar zu geſchehen braucht, ſondern auf 
dem Umwegeüber die in Danzig lebenden Polen verſucht werden kann. 

Die polniſchen Organiſationen in Danzig haben ſchon häufig die Neigung verraten, 
ihre Reihen jenen völkiſchen Ueberläufern zu öffnen, die ſich dem ſtaatlichen Zugriff durch 
die verräteriſche Flucht in das vertraglich beſonders geſchützte fremdvölkiſche Lager zu 
entziehen verſuchen. Es iſt wohl nicht zuletzt die nur ungern eingeſtandene Liebe zu ſolchen 
Elementen, die den Krakauer „Iluſtrowany Kurjer Codzienny“ in einem von der pol 
niſche diplomatiſchen Vertretung in Danzig inſpirierten Artikel gegen die erwähnte 
Verſchärfung der Danziger Sicherheitsbeſtimmungen Front 
machen läßt. Dieſe Gegnerſchaft wird zwar mit der Befürchtung begründet, daß den 
in Danzig lebenden Polen durch die neuen Sicherheitsbeſtimmungen ihre Rechte, 
3. B. das Recht, „ſich mit den Behörden der polniſchen Republik in Verbindung zu feßen“, 
gekürzt werden könnten. Aber es bleibt in dem erwähnten Artikel nicht bei der Geltend⸗ 
machung dieſer Befürchtung (die übrigens gänzlich abwegig iſt, ſolange ſich die Polen 
in Danzig im Rahmen der Verträge ſo bewegen, wie es einer Bevölkerungsminderheit 
von 3 0.9. in einem fremden Staate geziemt); ſondern es wird mit der Behauptung, 
daß die Danziger Sicherheitsbeſtimmungen zur Verfaſſung in Widerſpruch ſtehen, eine 
Stellung bezogen, die u. U. zum Ausgangspunkt einer Aktion zugunſten der innerdanziger 
Oppoſition ausgebaut werden könnte. Es erſcheint daher angebracht zu betonen, daß die 
Feſtſtellung des Staatsrates Böttcher, wonach für die Danziger Regierung die Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit ihrer Geſetze keiner Diskuſſion unterliegt, ebenſo ſehr gegenüber Polen 
wie gegenüber dem Völkerbund gilt. 


Die Tſchechen und ihr Staat 


Daß ſich in der Mitte Europas ein ſtarker und in ſich geſchloſſener Staat heraus: 
bilden könne, der deutſches Volkstum — wenn auch nicht in ſeiner Ganzheit, ſo doch zu 
einem großen Teile — umſchließt, das war den anderen europäiſchen Großmächten faſt 
immer und ausnahmslos ein unangenehmer Gedanke. So war es auch im Jahre 1870, 
als endlich ein Teil der Deutſchen im kleindeutſchen Reich ſeine ſtaatliche Sicherung erhielt. 
Als dieſes kleindeutſche Reich dann den Gedanken des politiſchen Zufammen⸗ 
ſchluſſes vom deutſchen Kern Europas noch über feine engen Grenzen zu tragen vermochte 
und im Bündnis mit der deutſch geprägten Doppelmonarchie den alten Reichs⸗ 
gedanken in einer neuen Form aufleben ließ, ſetzte der geiſtige Angriff der 
antideutſchen Mächte, zunächſt vor allem bei den volklichen Problemen der Donau⸗ 
monarchie, ein. Man klagte die Deutſchen der Unterdrückung fremden Volkstums an: 
Die kleinen, und zwar vor allem die ſlawſichen Völker, wurden als unterdrückt in ihrer 
volklichen Entwicklung, als überlagert von einer Herrſchaft des Adels und des Groß⸗ 
grundbeſitzes, als geknechtet durch einen militariſtiſchen, abſolutiſtiſchen Staat hingeſtellt. 
Gegen dieſe propagandiſtiſch verzerrte ſtaatliche und geſellſchaftliche Form rief der Weſten 
die Mächte der Demokratie auf den Plan. Er predigte die ſoziale Revolution. 
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Der friedliche, beſitzende Bürger galt als Gegenſtück des „militariſtiſchen Adligen“. Der 
Weſten behauptete, die Kräfte des Volkes gegen die Kräfte des Staates aufzurufen. 
„Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ hieß ſeine Parole. In dieſer Parole, 
die in Wirklichkeit niemals etwas anderes als eine reine Theſe franzöſiſchen 
Machtwillens war, hatte Frankreich einen zugkräftigen Schlachtruf gegen die 
Mittelmächte gefunden. Seine Wiſſenſchaftler, die ſich mit Geſchichte und Sprache der 
Weſtſlawen befaßten, waren rein politiſche Wiſſenſchaftler, ja noch mehr als dies: ſie 
waren politiſche Propagandiſten (Leger, Denis, Eiſenmann). Sie gaben dem 
Raum nichtdeutſchen Volkstums (der freilich ſtark genug vom Deutfchtum 
durchſetzt war) einen einheitlichen Namen: „L' Europe centrale“. Dieſer Raum- 
begriff ſetzte ſich durch; er ſpielte beim Zuſtandekommen der Friedensdiktate eine ent⸗ 
ſcheidende Rolle: „L' Europe centrale“ bezeichnete die franzöſiſche Macht⸗ 
ſphäre, die alles umſchloß, was öſtlich und ſüdöſtlich der Grenzen des kleindeutſchen 
Schrumpfungsſtaates lag und nicht etwa nur nicht deutſcher Volksboden war. 
„L' Europe centrale“ — das war der Verſuch, eine Mitte Europas ohne 
deren Kernvolk zu fonftruieren; das hieß: die franzöſiſche Front im Rücken 
des kleindeutſchen Schrumpfungsſtaates errichten. Frankreich griff mit abſtrakten Theſen 
und reinen Machtanſprüchen in dieſen Raum hinein, ohne eine organiſche Verbindung 
zu ihm zu haben. Es hütete ſich jedoch, dieſe abſtrakten Theſen abſtrakt anzuwenden. 
Das Ergebnis lautete: Selbſtbeſtimmungsrecht für alle — außer den Deutſchen, 
und Demokratie als formale Herrſchaftseinrichtung. So wurden die weſtlichen 
Kampftheſen des Weltkrieges auf den Kopf geſtellt, indem eben nicht nach den volklichen, 
ſondern nach den ſtaatlichen Grundſätzen gegliedert wurde. Nur mit dem Linferfchied, 
daß der Staatswille nicht aus der Geſchichte gewachſen war, ſondern einfach als Anſpruch 
der bisher „Unterworfenen“ anerkannt wurde. 

Das typiſchſte Ergebnis dieſes franzöſiſchen Machtwillens 
ift die Tſchechoſlowakei. Sie verdankt ihre heutige Form und ihr Daſein dem 
Willen der Großmächte, die als Sieger aus dem Weltkrieg hervorgingen, nachdem es 
zuvor gewiſſen tſchechiſchen Kreiſen gelungen war, ihren weitreichendſten, und von ihnen 
ſelbſt niemals für erfüllbar gehaltenen Forderungen Gehör zu verſchaffen. Der heutige 
Staatspräſident Eduard Beneſch war in dieſer Richtung am entſcheidendſten tätig. Nicht 
die Volksgrenze forderte er, d. h. die Volksgrenze der Tſchechen, ſondern er leitete ſeine 
Forderungen bon dem konſtruierten Begriff der „tſchechoſlowaki⸗ 
ſchen Nation“ ab. Es wurde der Anſpruch auf einen Raum erhoben, der nach den 
Auffaſſungen der tſchechiſchen Aktiviſten groß genug war, den Beſtand eines felbftändigen 
Staates zu gewährleiſten. Um dieſen Da als den eigenen zu kennzeichnen, reichte die 
Theſe von der „tſchechoſlowakiſchen Nation“ nicht aus. Es mußte vielmehr in bezug 
auf die volklichen Verhältniſſe in den ehemalig ungariſchen Teilen mit einem Zahlen⸗ 
material gearbeitet werden, das die Wirklichkeit erheblich korrigierte. Es mußte der 
Zugriff nach dem flowakiſchen Volksboden ohne die Zuſtimmung breiterer 
ſlowakiſcher Kreiſe erfolgen. Und für die Einbeziehung der Deutſchen in den 
Sudetenländern mußte der Begriff des „böhmiſchen Staatsrechtes“ 
herhalten. 

Das „böhmiſche Staatsrecht“ war die einzige Quelle, aus dem die ſtaatliche Einheit 
der „hiſtoriſchen Länder“ Böhmen, Mähren und Schleſien abgeleitet werden konnte. 
Woher ſtammte nun dieſer Begriff? Er wurde geſchaffen in einer Zeit, als Prag die 
Mitte des weit ausgedehnten, föderativen Deutſchen Reiches 
mar, als in Böhmens Hauptſtadt die Luxemburger als deutſche Kaiſer 
regierten. Die Hausmacht der Luxemburger war die feſte Klammer, die vom 15. Jahr⸗ 
hundert an die „hiſtoriſchen Länder“ als die „Länder der Wenzelskrone“ zuſammenfaßte. 
In ſpäterer Zeit hat ſich noch manchmal der frondierende Adel dieſen Begriff zu eigen 
gemacht. Aber er blieb ſtets ſchwach und formal, als ihn keine echte politiſche Macht 
übernationaler Prägung mehr lenkte und nachdem die tſchechiſch⸗ nationalen Verſuche unter 
den Huſſiten und dem König Georg von Podiebrad keinen dauernden poſitiven Erfolg 
gezeitigt, d. h. zu keinem dauerhaften eigenſtändigen Staat geführt hatten. Allerdings 
war der negative Erfolg der huſſitiſchen Bewegung von großer 
Bedeutung: dieſe Bewegung hatte zur Folge, daß ſich in dem Lande Böhmen, das 
in der Mitte des deutſchen Herrſchaftsbereichs und des deutſchen Volksbodens liegt, die 
deutſche Kaiſermacht nicht feſtigen konnte und Prag kein dauernder deutſcher Mittel⸗ 
punkt zu werden vermochte. In der Zeit der Huſſiten und Georgs von Podiebrad griffen 
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die Tſchechen beſtimmend in die deutſchen Geſchicke ein; fie ſtürzten den Kaiſer und König 
und überrannten in revolutionärer und gleichſam anarchiſcher Welle dentſches Land; ſie 
waren nicht nur eine nationale und religiöſe, ſondern zugleich auch eine ſoziale Bewegung. 
Aber Träger und Erben der Idee des „böhmiſchen Staats- 
rechtes“ waren ſie nicht. Hierzu wurden erſt die Tſchechen der zweiten Hälfte 
oder beſſer des letzten Drittels des 19. Jahrhunderts. 

Die Beſtrebungen des ungariſchen Staatsrechts, die Lehre von der Stefans⸗ 
krone, und ihr Erfolg von 1867 ſpornten die Tſchechen an, mit ihrer hiſtoriſchen 
Staatsrechtstheſe wieder in die Gegenwartskämpfe einzutreten. Trotzdem dachte bis in 
die Kriegszeit hinein eigentlich keiner von ihnen an einen ſelbſtändigen Staat. Wollten 
die Weſtler unter Maſaryk eine Neugeſtaltung der Doppelmonarchie 
nach föderativen Grundſätzen, ſo dachten die öſtlich ausgerichteten National⸗ 
demokraten unter Kramarſch und die Gruppe der öſtlich orientierten Slowaken an die 
Einordnung in einen panſlawiſtiſchen Bundesſtaat unter ruſſi⸗ 
ſcher Führung. Beſaß das Tſchechentum ſchon faſt alle Kennzeichen eines pſeudo⸗ 
ſtaatlichen Aufbaus einer Volksgruppe und war es ſelbſt in den beſtehenden Staat der 
Habsburger ſoweit eingedrungen, daß z. B. in Böhmen der Anteil der Tſchechen am 
Richterſtand im Vergleich zu ihrem Anteil an der Geſamtbevölkerung höher war als der 
der Deutſchen, ſo enthielt doch in der Vorkriegszeit die damals am weiteſten 
verbreitete Auffaſſung der eigenen Geſchichte nur recht 
ſchwache ſtaatliche Elemente. Vor allem Maſaryk deutete die Geſchichte 
der Tſchechen nicht vom Staatlichen, ſondern vom Religiöſen her: Nach dieſer Auffaffung . 
war die geſchichtliche Leiſtung der Tschechen eine religiöſe, verkörpert im Geſchichts⸗ 
abſchnitt der Huſſiten und der „böhmiſchen Brüder“. 8 erdersQehbre vom „Tauben⸗ 
charakter“ der Slawen wurde mit Freude übernommen, um ſo dem Tſchechentum neben 
dem Kennzeichen der Demokratie, das den religiöſen Gemeinſchaftsformen der 
„böhmiſchen Brüder“ entlehnt wurde, noch das Lob des Pazifismus gegenüber der 
„kriegeriſchen, barbariſchen germaniſchen Welt“ zu verleihen. Dieſes halb deutſch⸗ 
romantiſche, halb weſtleriſche Denken der Tſchechen kannte eigentlich keine Formen 
ſtaatlichen Daſeins. 

Die Tſchechen hatten in ihrer Geſchichte zu oft das Ende ihres volklichen 
Daſeins vor Augen, mochte es ſich nun um die Schlacht am Weißen Berge 1620 
oder um den Eindeutſchungsvorgang um die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert 
handeln. Die Furcht des kleinen Volkes, von einem Mächtigen erdrückt zu werden, der 
es von allen Seiten umgibt, ließ ſchon vom frühen Mittelalter an das Gefühl des 
Haſſes gegen die Deut ſchen zum eigentlichen Inhalt des tſche⸗ 
chiſchen Nationalgefühls werden. Dieſe negative Auffaſſung vom eigenen 
Weſen, das ſozuſagen nur als Gegenſpieler eines anderen betrachtet werden konnte, iſt 
auch heute noch immer zu ſpüren. Die Oppoſition, das Meutern, das Neinſagen 
gehörten von jeher zum Weſen der Tſchechen. Und doch war es gerade das 
realpolitiſche Handeln jener tſchechiſchen Herrſcher, die ſich 
in den Raum eines wirklichen Reiches, des Deutſchen Reiches, 
einzuordnen verſtanden, was dem tſchechichen Volkstum feinen 
Fortbeſtand ſicherte. Die Geſchichte der Tſchechen verlief Jahrhunderte lang ebenſo 
wie die Geſchichte eines deutſchen Stammes; nur die Sprache, und allein dieſe, unter⸗ 
ſchied die Tſchechen äußerlich vom Deutſchtum; ihre Lebensformen waren und find 
zum großen Teil auch heute noch deutſch geprägt. Es iſt klar: Dieſer innere Zwieſpalt, 
der ſich einerſeits aus dem Kampf gegen die Deutſchen und andererſeiks aus dem Nicht⸗ 
lebenkönnen ohne die Deutſchen ergibt, iſt verderblich für den Charakter des tſchechiſchen 
Volkes. 

Die Tſchechen verſuchen, die Berechtigung ihrer politiſchen Selbſtändigkeit in den 
Grenzen von 1918 nicht nur ſtaats rechtlich, ſondern auch volksgeſchicht⸗ 
lich glaubhaft zu machen. Wenn fie heute verlangen, daß dietſchechiſche Volks⸗ 
grenze andietſchechoſlowakiſche Staatsgrenze vorgerückt werden 
müſſe, ſo geht auch dieſe Forderung, die von einem Volke erhoben wird, das nur die 
Hälfte der Staatsbevölkerung ausmacht, auf angebliche „hiſtoriſche Rechte“ zurück. 
Dieſe „Rechte“ werden aus einer Zeit hergeleitet, die vor der mittelalterlichen 
deutſchen Zuwanderung liegt, alſo aus einer Zeit, in der Böhmen, das vorher 
viele Jahrhunderte germaniſcher Befiedlung erlebt hatte, zwar nicht ausſchließlich, aber 
doch weit überwiegend flamifch beſiedelt war — ſoweit es damals überhaupt eine 
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Beſiedlung aufwies. Aus einem ſolchen geſchichtlichen Denken heraus, das an einen will: 
kürlich gewählten Zeitabſchnitt anknüpft, wird dann die gefamte Leiſtung des 
Deutſchtums in den Sudetenländern einfach geleugnet. Die 
Deutſchen werden zu „Gäſten“ und „Eindringlingen“ geſtempelt, die in dieſem Raum kein 
a haben und denen gegenüber den Tſchechen das „Recht auf Verdrängung“ 
zuſteht. 

Während die Tſchechen die heutigen Staatsgrenzen mit „hiſtoriſchen Rechten“ ideolo⸗ 
giſch zu verteidigen ſuchen, wo es ſich um die Abgrenzung gegenüber dem Deutſchtum und 
dem Madjarentum handelt, wird die Einſtellung gegenüber den Karpa⸗ 
then⸗Ükfrainern klar und nüchtern aus der machtpolitiſchen 
Lage entwickelt. Das hat vor reichlich zwei Jahren der heutige Staatspräſident 
Beneſch bei feinem damaligen Beſuch in der Karpathen⸗Ukraine beſtätigt; er ſagte: 
die weltpolitiſche Lage erfordere Frieden; den Frieden ſchütze die Kleine Entente; dieſe 
müſſe ein territorial zuſammenhängendes Gebiet umfaſſen; alſo gehöre die Karpathen⸗ 
Ukraine „aus weltpolitiſchen Notwendigkeiten“ zur tſchechoflowakiſchen Republik. Dieſe 
ehrliche, machtpolitiſche Begründung für den Anſpruch auf den Dften des Staats⸗ 
gebietes ſollte einmal in bezug auf den Geſamtſtaat ausgeſprochen werden! 

Im Taumel des Kriegsendes, als die Mittelmächte zuſammenbrachen, gingen die 

Machtanſprüche des Tſchechentums noch weiter. Der tſchechiſche 
Imperalismus ſtellte damals zur Begründung ſeiner Anſprüche ſehr gewagte Be⸗ 
hauptungen auf: Wien ſei eine tſchechiſche Stadt, hieß es, und Budapeſt eine 
ſlowakiſche. Die nationale Unterwanderung ſei in dieſen beiden Städten fo ſtark geweſen, 
daß ſie ſlawiſchem Volkstum zugehörig ſeien. Und ſchließlich gaben die verſtreuten 
kroatiſchen Siedlungen im Burgenlande den Vorwand dafür ab, einen ſlawiſchen 
„Korridor“ vom tſchechiſch⸗ſlowakiſchen zum ſüdſlawiſchen Gebiet zu verlangen. Waren 
die erſtgenannten Forderungen nur Illuſionen Einzelner, fo wurde die Korridor-Forderung 
als eine ſtaatliche vertreten. 
Alle dieſe Anſprüche waren nicht „tſchechoſlowakiſch“ ſondern tſchechiſch. Hatten doch 
die Tſchechen mit ihrer regen Auslandspropaganda auch erſt die Slowaken für den 
gemeinſamen Staat gewinnen müſſen. Im Pittsburger Vertrag vom 30. Mai 
1918, der zwiſchen den Vorſtänden der ſlowakiſchen und tſchechiſchen Organiſationen in 
den Vereinigten Staaten, nämlich der „Slowakiſchen Liga“, der „Tſchechiſchen Nationalen 
Vereinigung“ und dem „Bund Tſchechiſcher Katholiken“, abgeſchloſſen wurde, und den 
auch Maſaryk unterzeichnete, hieß es: „Die Slowakei wird ihre eigene Verwaltung, 
ihren eigenen Landtag und ihre eigenen Gerichte haben. Slowakiſch wird Amts⸗ 
ſprache in der Schule, bei den Behörden und im öffentlichen Leben E Und einige 
zeit ſpäter wurde zwiſchen Tſchechen und Slowaken zu Turciansky Späty Martin ein 
Abkommen geſchloſſen, das eine Formel enthalten haben ſoll, wonach die gemeinſame 
tſchechiſch⸗ſlowakiſche Staatlichkeit zunächſt nur für zehn Jahre gelten ſollte. Als dann 
die Slowaken die Erfüllung des Paktes verlangten, gaben ihnen die Tſchechen zur Ant⸗ 
wort, daß der Pittsburger Vertrag kein einziges Kennzeichen einer rechtlichen und 
politiſch gültigen Urkunde aufweiſe! Die Vereinbarungen aus der Zeit, in der die 
Tſchechen mit internationaler Hilfe einen eigenen Staat zu errichten bemüht waren, 
wurden ſpäter, als das Ziel erreicht war, nicht eingehalten. Die gänzlich verſchiedenen 
Lebensformen in den „biftorifchen Ländern“ einerſeits und der Slowakei andererſeits 
beſtehen auch heute noch fort. Eine Uebereinſtimmung zwiſchen Tſchechen und wirklich 
volksbewußten Slowaken gibt es nur in wenigen Fragen. Die tſchechiſche Einwanderung 
in die ſlowakiſchen Gebiete, vor allem die Beſetzung der wichtigſten ſlowakiſchen Beamten⸗ 
ſtellen mit Tſchechen hat die Gegenſätze nicht gemildert, ſondern verſchärft und erſt recht 
fühlbar gemacht. 

Die Tſchechoſlowakei iſt das Ergebnis der Friedensdiktate von Verſailles und 
St. Germain. Das Beſtehen einer franzöſiſchen Militärmiſſion in Prag zeigt, daß der 
Staat den Grundſätzen ſeiner Entſtehungszeit weiterhin verpflichtet iſt. Die Rolle des 
Gegenſpielers, die er damit in der Mitte Europas einnimmt, wird noch ſtärker betont, 
ſeitdem der ruſſiſch⸗tſchechiſche Pakt geſchloſſen iſt, der nicht nur diplomatiſch und 
militäriſch, ſondern auch ideologiſch und kulturell beſtimmte Auswirkungen haben wird. 
Wie weit durch die Bindungen an die ſtärkſten Militärmächte des Kontinents die 
ſtaatliche Selbſtändigkeit und volkliche Exiſtenz ernſthaft gefährdet wird, iſt eine Frage, 
die die Tſchechen (und Slowaken) ſelbſt beantworten und ſchließlich einmal vor der 
Geſchichte ſelbſt verantworten müſſen. H. G. 
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Oſtland⸗ Chronik 


Ein typiſcher Fall 
Die unverantwortliche Leichtfertigkeit, 
mit der der Bund der Polen in Deutſchland 
„Ueberfälle“ auf Angehörige der polniſchen 
Volksſplitter erfindet, erhellt aus folgendem 
Vorgang: In der Nacht vom 24. zum 
25. Dezember 4935 wurde dem ſich 
zum Polentum bekennenden Kätner 
Poetſch in Göttkendorf (Kreis 
Allenſtein) eine Fenſterſcheibe eingeworfen. 
Poetſch meldete den Vorgang weder beim 
zuſtändigen Polizeibüro, noch beſchwerte er 
ſich bei irgendeiner anderen Stelle, weil er 
als den Täter, den niemand ge⸗ 
ſehen hatte, einen nahen Ver— 
wandten vermutete, mit dem er aus 
familiären Gründen in Unfrieden 
lebt und der ihm vor einigen Jahren ſchon 
einmal ein paar Fenſterſcheiben einge⸗ 
ſchlagen hatte und dafür auch gerichtlich 
beſtraft worden war. Man kann ſich das 
Erſtaunen der Göttkendorfer Bewohner 
vorſtellen, als ſie davon erfuhren, daß der 
Bund der Polen bei den deutſchen Amts⸗ 
ſtellen eine Beſchwerde eingereicht hat, in 
der er die dreiſte Behauptung aufſtellt, daß 
dem Poetſch zu Oſter n d. J. von „mine 
derheitsfeindlichen“ Elementen die 
Scheiben eingeſchlagen worden ſeien! Dieſe 
böswillig agitierende „Arbeitsmethode“ des 
Bundes der Polen iſt geeignet, das gute 
Einvernehmen zwiſchen der deutſchen Be⸗ 
völkerung und den polniſchen Volksſplittern 
zu ſtören. Der Fall Poetſch wirft auf die 
zweifelhafte Glaubwürdigkeit des Bundes 
der Polen und ſeiner „Vertrauensmänner“ 
ein ſehr bezeichnendes Licht. 


Die Kapelle von Jomendorf 


Die „Gazeta Olsztynska“ hielt es in 
ihrer Nummer vom 19. März d. J. für 
notwendig, ſich über die Abhaltung 
eines deutſchen Gottesdienſtes 
in der kleinen Kapelle von 


Jomendorf (Kreis Allenſtein) zu be⸗ 


ſchweren. Aus nicht recht erſichtlichen 
Gründen will ihr die Abhaltung deutſcher 
Gottesdienſte in dieſer Kapelle „gefährlich“ 
erſcheinen. Ihrem Bericht kann man ent⸗ 
nehmen, daß ihr der Anklang, den die 
deutſche Andacht bei der Jomendorfer Be⸗ 
völkerung gefunden hat, höchſt unerwartet 
und unerwünſcht gekommen iſt. Die „Ga⸗ 
zeta Olsztynska“ hat in ihrem Bericht 
u. a. behauptet, daß die Kapelle von dem 
Polen Chodrowſki gebaut worden ſei. Das 
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trifft nicht zu. Die Sache hat ſich 
vielmehr folgendermaßen verhalten: Vor 
etwa 50 Jahren regte der Bauernſohn 
Johann Chodrowſki, der ſich 
ſelber ebenſowenig zum Polentum bekannte, 
wie ſeine heute noch in Jomendorf lebenden 
Verwandten, den Bau des kleinen dörf⸗ 
lichen Gotteshauſes an. Zu den Geldern, 
die er von Haus zu Haus ſammelte, trugen 
ebenſo ſehr deutſche wie polniſche Volks⸗ 
zugehörige bei. Die Ziegel wurden unent⸗ 
eltlich von zwei in deutſcher Hand befind⸗ 
ichen Ziegeleien geliefert. Die beiden am 
Bau beſchäftigten Maurer wurden von den 
deutſchen wie von den polniſchen Dorf⸗ 
bewohnern abwechſelnd verpflegt und be⸗ 
herbergt. Die Inneneinrichtung der Ka⸗ 
pelle wurde von Kirchen der näheren und 
weiteren Umgebung als überzählige Stücke 
geſchenkt. Die Polen haben alſo 
gar keinen Grund, die Kapelle 
als ihr ſpezielles Eigentum in 
Anſpruch zu nehmen. Sie gehört 
der Gemeinde. Und die Gemeinde, nicht 
aber irgendein polniſches Blättchen hat 
darüber zu befinden, ob und wie oft dort 
deutſche Gottesdienſte abgehalten werden. 


Arat Hpbmann. wollfe.- nichſ. mifſinagu. 
In ſtark verzerrter Form berichtete die 
„Gazeta Olsztynska“ am 29. Mai d. J. 
über einen Vorfall, der ſich einige Zeit vor⸗ 
her, am 12. Mai, in Schönbrück (Kreis 
Allenſtein) ereignet hatte. Nach der Dar⸗ 
ſtellung des polniſchen Blattes ſoll der 
Organiſt Klomfaß in „binterhältiger 
Weiſe“ den Geſang polniſcher Lieder 
während einer Trauerfeier für Pilſudſki 
verhindert haben. Tatſächlich war es jedoch 
ſo, daß der Leiter der polniſchen Jugend⸗ 
vereinigung des Dorfes, Hohmann, un⸗ 
miftelbar vor Beginn des 
Gottesdienſtes dem Organiſten eine 
Liſte polniſcher Lieder vorlegte, die er ge⸗ 
ſungen wiſſen wollte. Hohmann hatte ſich 
dieſerhalb weder mit dem Pfarrer in Ver⸗ 
bindung geſetzt, noch dem Organiſten recht⸗ 
zeitig von ſeinem Wunſche Mitteilung ge⸗ 
macht. Es kam ihm offenbar darauf an, 
den Organiſten mit feiner Forde⸗ 
rung zu überrumpeln. Als dieſer 
dem polniſchen Jugendleiter eröffnete, daß, 
wie üblich, die lateiniſche Chor⸗ 
meſſe geſungen würde, verließ der Pole 
mit ſeinen jugendlichen Anhängern die 
Kirche. Später behauptete er — und die 


„Gazeta Olsztynska“ hat ſich dieſe Be: 
hauptung zu eigen gemacht — daß die pol⸗ 
niſchen Jugendlichen lateiniſch nicht ver⸗ 
ſtänden und deshalb nicht hätten mitſingen 
können. Das polniſche Blatt ſcheint über 
die katholiſchen Kirchenbräuche nur mangel⸗ 
haft unterrichtet zu ſein. Sonſt müßte ihm 
bekannt ſein, daß es 1. üblich iſt, bei 
Trauergottesdienſten die lateiniſche Chor⸗ 
meſſe zu ſingen, und daß 2. Text und 
Melodie dieſer Meſſe in jedem polniſchen 
Geſang⸗ und Choralbuch ſteht, alſo doch 
wohl auch der polniſchen Jugendgruppe 
von Schönbrück, deren Mitglieder doch 
(hoffentlich!) fleißige Kirchgänger find, 
nicht unbekannt iſt. & lag keine 
Veranlaſſung vor, von dem ortsuͤblichen 
und auch in Polen gepflegten Bräuche 
abzuweichen. 


„Kein Anlaß zum Eingreifen“ 


Am 24. Mai wurde, wie ſeiner Zeit be⸗ 
richtet, eine Veranſtaltung der Jungdeut⸗ 
ſchen Partei in Rydultau (Oſtober⸗ 
ſchleſien) von etwa 200 mit Knüppeln, 
Meſſern, Ochſenziemern uſw. bewaffneten 
polniſchen Aufſtändiſchen überfallen. Da⸗ 
bei wurden etwa 70 Deutſche ver: 
letzt. Der Landesleiter der Jungdeutſchen 
Partei, Senator Wieſner, hatte ſich in 
dieſer Sache mehrfach an den Miniſter⸗ 
präſidenten Skladkowſki und den Woje⸗ 
woden Grazynſki gewandt. Er hatte weiter 
bei der Staatsanwaltſchaft Anzeige 
gegen die Hauptſchuldigen des 
Ueberfalles erſtattek und durch die 
Beifügung ärztlicher Gutachten und eides⸗ 
ſtattlicher Erklärungen ſeine Anzeige ein⸗ 
gehend begründet. Von Seiten der 
polniſchen Staatsanwaltſchaft 
iſt jetzt die ſtrafrechtliche Ber— 
folgung der Banditen abge: 
lehnt worden. Die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft hat ſich darauf beſchränkt, Senator 
Wieſner kurz mitzuteilen, daß ſie „infolge 
Mangels an Grundlagen für die Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens“ die Unter⸗ 
ſuchung eingeſtellt habe, und hinzugefügt, 
daß es den Geſchädigten frei ſtehe, eine 
Zivilklage einzureichen. Dieſer Fall 
iſt für die anormalen Rechtszuſtände in 
Polen bezeichnend. Ein organiſierter Leber: 
fall, bei dem 70 Menſchen verletzt werden, 
iſt für die polniſche Staatsanwaltſchaft 
kein zureichender Grund, nach dem Rechten 
zu ſehen. Senator Wieſner hat gegen 
den Beſcheid der Staatsanwaltſchaft die 
weiteren zu Gebote ſtehenden Rechtsmittel 
in Anſpruch genommen. Es wäre zur 
Klärung der Frage, ob Polen Wert darauf 


legt, als Rechtsſtaat angeſehen zu werden, 
nur wünſchenswert, wenn der Fall Rydul⸗ 
tau von den geſchädigten Deutſchen einmal 
bis zu Ende durchgepauckt würde, d. h. ent⸗ 
weder bis zur exemplariſchen Beſtrafung 
der aufſtändiſchen Knüppelhelden oder bis 
zu dem ausdrücklichen Eingeſtändnis, daß 
die Deutſchen in Polen ſchutz⸗ und rechtlos 
allen Gewalttätigkeiten ausgeſetzt ſind. 


„Przyjaciel Ludu Kaszubskiego“ 

Die polniſche Preſſe hat entdeckt, daß 
ſeit einiger Zeit wieder eine kaſchu⸗ 
biſche Zeitſchrift erſcheint, die der 
mit allem Nachdruck betriebenen Poloni⸗ 
fierung der Kaſchuben durch die Betonung 
und Pflege des kaſchubiſchen Volkstums 
enfgegenzufrefen verſucht. Das Blatt iſt 
ſchon einmal vor Jahren unter dem Titel 
„Przyjaciel Ludu Kaszubskiego“ („Kaſchu⸗ 
biſcher Volksfreund“) erſchienen, hat da⸗ 
mals aber nach einigen Monaten unter 
polniſchem Druck wieder eingeſtellt werden 
müſſen. Mit derſelben Energie, wie da⸗ 
mals im Jahre 1928, ſcheinen die pol⸗ 
niſchen Anhänger einer reſt⸗ 
loſen Vernichtung des kaſchu⸗ 
biſchen Volkstums auch jetzt wieder 
dem neu erſcheinenden Blatt entgegentreten 
zu wollen. Im „Dzien Pomorſki“ wird der 
Herausgeber und Schriftleiter des „Kaſchu⸗ 
biſchen Volksfreundes“, der penfionierte 
Lehrer Johann Glock, als politiſch ver⸗ 
dächtig bezeichnet. Die Zeitſchrift, heißt es, 
verbreite „unter dem Deckmantel der Pflege 
der kaſchubiſchen Sprache antiſtaatliche 
Loſungen“; ſie ſei „einer der Herde der 
deutſchen (!) ſeparatiſtiſchen Aktion“. Der 
„Przyjaciel Ludu Kaszubskiego“ müſſe „ein 
für alle Mal aus der Kaſchubei verſchwin⸗ 
den“. Im Lager der Poloniſierungspolitiker 
hat man anſcheinend in der kaſchubiſchen 
Frage kein reines Gewiſſen. Es iſt übrigens 
auch ſchwer zu verſtehen, wie dieſe Kreiſe 
auf der einen Seite bittere Tränen über den 
„Untergang der elbe⸗ und oderflamifchen 
Stämme“ vergießen können, während ſie 
zu gleicher Zeit in ihrem eigenen Lande alle 
Mittel aufbieten, um einen wirklich noch 
vorhandenen Reſt dieſer nichtpolniſchen 
Stämme, eben das kaſchubiſche Volkstum, 
zum Erlöſchen zu bringen. 


Der „zweite Mann“ in Polen. 
Miniſterpräſident General Sklad⸗ 
kowſki hat am 14. Juli an alle Amts⸗ 
ſtellen Polens ein Rundſchreiben folgenden 
Wortlauts erlaſſen: „Entſprechend dem 
Willen des Staatspräſidenten ordne ich 
folgendes an: General Eduard 
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Rydz⸗Smigly, der vom Marfchall 
Joſef Pilſudſki zum Erſten Verteidiger des 
Vaterlandes und zum Mitarbeiter des 
Staatspräſidenten in der Führung des 
Landes ernannt worden iſt, muß ſtets 
als erſte Perſönlichkeit im 
Staate nach dem Staatspräſi⸗ 
denten angeſehen werden. Alle 
Staatsbeamten mit dem Miniſterpräſiden⸗ 
ten an der Spitze müſſen ihm die ihm zu⸗ 
ſtehenden Ehren und Gehorſam ent⸗ 
gegenbringen“. Demnach iſt der General⸗ 
inſpekteur der Armee, als „zweiter Mann 
im Staate“, als entſcheidend auch für alle 
politiſchen Fragen beſtätigt worden. 
Das Rundſchreiben des Minifterpräfidenten 
bedeutet einen wichtigen Schritt vorwärts 
auf dem Wege zur Mülitärherrfhaft in 
Polen. „Die beſonderen geopolitiſchen Be⸗ 
dingungen Polens“, bemerkte die halb⸗ 
amtliche „Iskra“⸗Agentur dazu, „wie auch 
die hiſtoriſchen Erfahrungen Polens ge⸗ 
bieten der Nation eine angeſpannte Wach⸗ 
ſamkeit und Vorſorge auf dem Gebiete der 
Wehrhaftigkeit ſowie der pfychiſchen und 
materiellen Kampfbereitſchaft der Bürger. 
Daher nimmt der Mann, der die Fürſorge 
und die Gewalt über den Kompler der 
Kräfte und Mittel ausübt, die der Er- 
haltung und Unantaſtbarkeit der Republik 
dienen, in den Augen der Nation eine be⸗ 
ſondere Stellung ein.“ 


General Orlicz⸗Dreszer F 

Wenige Tage nach ſeiner Ernennung zum 
Inſpekteur der Luftverteidi⸗ 
gung fiel General Guſtav Or lic z⸗ 
Dreszer einem Flugzeugunfall zum 
Opfer. Ueber der Oſtſee vor Adlershorſt 
bei Gdingen ſtürzte das Flugzeug, mit dem 
Orlicz⸗Dreszer ſeiner aus Amerika zurück⸗ 
kehrenden Gattin entgegenfliegen wollte, 
wahrſcheinlich infolge Motorſchadens ab. 
Der General, ſein Stabschef Oberſt Loth 
und der Flugzeugführer kamen dabei ums 
Leben. Für die polniſche Armee und vor 
allem die polniſche Luftwaffe bedeutet der 
Tod Orlicz⸗Dreszers einen ſchweren Verluſt. 
Der Tote hat zu den engſten Mitarbeitern 
des Marſchalls Pilſudſki gehört. Während 
der letzten Jahre iſt er politiſch vor allem 
durch ſeine Tätigkeit als Präſident 
der polniſchen See- und Kolo⸗ 
nialliga hervorgetreten. Als ſolcher hat 
er ſich energiſch für die machtpolitiſche 
Wendung Polens gegen Norden und 
Weſten, alſo gegen Oeutſchland, eingeſetzt. 
Jetzt iſt er in der Oſtſee, auf die er die 
Macht Polens gegründet ſehen wollte, er⸗ 
trunken. In Warſchau erſchienen die Extra⸗ 
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blätter mit der Nachricht vom Tode Orlirz⸗ 
Dreszers gerade in dem Augenblick, in dem 
in der Stadt ein von 200 polniſchen 
Organiſationen und an erſter Stelle von 
dem Toten unterzeichneter Aufruf ange⸗ 
bracht wurde, der die Erweiterung der 
polniſchen Rechte in Danzig verlangte. 
Orlicz⸗Dreszer iſt in Gdingen beigeſetzt 
worden. 


Polen und das Kaiſerreich Abeſſinien 

Der neue italieniſche Botſchafter in 
Warſchau, Arone di alentino, 
wurde am 21. Juli vom polniſchen Staats⸗ 
präſidenten Moscicki mit betonter Feier⸗ 
lichkeit im Krakauer Wawel empfangen. 
Schon vorher hatte ſich die Preſſe ein⸗ 
gehend mit der Frage befaßt, wie der pol⸗ 
niſche Staatspräſident bei dieſer Gelegen⸗ 
heit zu der von Italien gewiß erwarteten 
formellen Anerkennung des Kaiſer⸗ 
reiches Abeſſinien verhalten werde. 
Für Polen als „treues“ Völkerbundsmit⸗ 
glied, das auf die gute Laune Englands 
einigen Wert legen muß, es andererſeits 
aber auch mit Italien nicht gern verderben 
möchte, iſt das unter den gegenwärtigen 
außenpolitiſchen Verhältniſſen eine recht 
peinliche Frage geweſen. Der Staats⸗ 
präſident hat eine formelle Stellung⸗ 
nahme vermieden. Denn während der 
italieniſche Botſchafter, wie zu erwarten 
war, in ſeiner Anſprache die Formel „Seine 
Majeſtät, der König von Italien und 
Kaiſer von Abeſſinien“ gebrauchte, be⸗ 
ſchränkte ſich der Staatspräſident darauf, 
von dem „erhabenen Monarchen 
zu ſprechen. Das kann formell ſowohl 
eine Anerkennung wie eine Ignorierung des 
von Viktor Emanuel angenommenen Kaiſer⸗ 
titels ſein. Praktiſch bedeutet dieſe 
Formel, daß Polen das abeſſiniſche Kaiſer⸗ 
reich noch nicht anerkannt hat. 


Eiſenbahnlinie Schwerin (Warthe) 

Altbeelitz 

Am 5. Auguſt wird das Reſtſtück der 
vollſpurigen Neben Schwerin 
(Warthe) — Altbeelitz bei Kreuz 
an der Oſtbahn in Betrieb genommen. 
Der Baubeginn dieſer neuen, rund 51 Kilo⸗ 
meter langen Bahnſtrecke fiel etwa mit der 
Machtübernahme durch den Nationalſozia⸗ 
lismus zuſammen. Eine Teilſtrecke wurde 
bereits im Herbſt v. J. dem Verkehr über⸗ 
geben. Die Strecke führt von Schwerin 
über Morrn, Lipke (Neumark), Guſcht, 
Guſchter Holländer, Gottſchimm, Trebitſch 
(Neumark) und Drieſen⸗Süd nach Alt⸗ 
beelitz bei Kreuz, wo die Verbindung mit 


der Oſtbahn hergeſtellt iſt. Durch die neue 
Bahnſtrecke wird ein dicht beſiedeltes und 
landwirtſchaftlich reiches Gebiet verkehrs⸗ 
politiſch erſchloſſen; die bisherige Markt⸗ 
ferne wird durch die neue Verkehrsader im 
weſentlichen behoben. 


Man kann den Spieß auch umkehren! 


Seit längerer Zeit ſchon ſind die litau⸗ 
iſchen Gelehrten, bezw. Leute, die ſich dafür 
halten, dazu übergegangen, die alten 
Pruzzen kurzerhand als Litauer zu be⸗ 
zeichnen. Dieſe Behauptung verbindet ſich 
in der litauiſchen Propaganda mit der 
anderen Theſe, die da behauptet, daß es 
möglich ſei, das alte pruzziſche 
Stammesbemußtfein in den heu⸗ 
tigen Bewohnern Oſtpreußens wieder wach⸗ 
zurufen und das volkspolitiſche Geſchehen 
von ſechs oder ſieben Jahrhunderten gleich⸗ 
ſam ungeſchehen zu machen. Aus dieſen 
beiden Theſen wird dann von litauiſcher 
Seite ein ethnographiſcher Beſitzan⸗ 
ſpruch auf Oſtpreußen abgeleitet. 
Die Litauer, die ſolche Dinge erzählen, 
ſcheinen gar nicht zu merken, daß ſich aus 


ihren Theſen auch eben fo gut ganz gegen⸗ 
teilige Folgerungen ziehen ieh. iſt 
nämlich, wenn man einmal die litauiſchen 
Behauptungen gelten läßt, durchaus nicht 
einzuſehen, warum gerade die Litauer einen 
Anſpruch auf Oſtpreußen, warum nicht 
vielmehr die Oſtpreußen einen 
Anſpruch auf Litauen haben 
ſollten. Wenn die Litauer noch lange 
mit derartigen geſchichtlichen Theſen ope⸗ 
rieren, dann könnte ſich eines Tages die 
Frage erheben, ob es nicht angebracht iſt, 
daß dieſe Theſen von deutſcher Seite auf- 
gegriffen und in deutſchem Sinne ent⸗ 
ſprechend angewandt werden. Die Litauer 
meinen, mit ihrer Pruzzen⸗Propaganda 
einer Expanſion ihres Staates über Oſt⸗ 
preußen einen Dienſt zu erweiſen. Die 
Welt könnte eines Tages zu der 
Anſicht gelangen, daß ſich mit 
den litauiſchen Theſen ebenfo 
955 eine deutſche (preußiſche) 

rpanſion über Litauen be⸗ 
gründen läßt. Eine politiſche Propa⸗ 
ganda hat ſchon öfters ganz andere Folgen 
gehabt, als es ſich ihre Träger hatten 
träumen laſſen. 


Bücher über den Oſten 


Das Dorf an der Grenze. Roman von 
Gottfried Rothacker. Verlag Albert 
Langen / Georg Müller, München 1936. 299 
Seiten. Preis Ganzleinen 4,80 A. — Was 
Rothacker in dieſen Erzählungen eines Schul⸗ 
lehrers aus Schatzdorf, einem Dorf an der 
Volkstumsgrenze, geſchrieben hat, das iſt gerade⸗ 
zu volkspolitiſcher Anſchauungsunterricht. „Schatz⸗ 
dorf“ — das iſt irgendein Dorf unter tauſenden. 
Es kann in der Tſchechei liegen oder in Polen. 
Es liegt überall, wo deutſches Volkstum den 
täglichen, an den Nerven zerrenden Kampf um 
ſeinen Beſtand gegen flawiſches Volkstum 
durchkämpfen muß. Es zählt nur ein paar 
hundert Seelen. Aber es iſt wie ein Graben⸗ 
ſtück im großen Kriege, von deſſen Verluſt oder 
Behauptung das Schickſal eines ganzen Front⸗ 
abſchnittes abhängen konnte. Rothacker erzählt 
vom Volkstumskampf: von der formalen Gleich⸗ 
berechtigung vor dem Geſetz, die in der Wirk⸗ 
lichkeit zu brutaler und hinterliſtiger Ungerechtig⸗ 
keit wird, vom verbiſſenen Ringen um die Seelen 
der Kinder, vom Verrat am Volkstum und vom 
Schickſal der Renegaten, vom Wachſen einer 
verſchworenen Gemeinſchaft, die ſich gegen die 
leibliche Not erhebt und die ſeeliſche Verzagtheit 
überwindet, von all den Schlägen und Bitter⸗ 
niſſen, denen Millionen deutſcher Menſchen 
unter ſlawiſcher Herrſchaft täglich ausgeſetzt 
ſind, und von dem Stolz zäher Behauptung. 
Er erzählt von der Front, an der ſich im Oſten 
geſanttdeutſches Schickſal entſcheidet. Wohl noch 


niemals iſt von dieſen Dingen mit ſolcher 
Wärme des unmittelbaren Erlebens und mit 
ſolcher Aufgeſchloſſenheit für das Allgemein⸗ 
gültige im Einzelfall berichtet worden wie hier. 
Dieſes Buch braucht jeder, der etwas vom 
Volkstum an der Grenze wiſſen will. Dr. K. 


Volk und Boden. Ein Wegweiſer durch die 
deutſche Volksgeſchichte auf geopolitiſcher Grund 
age. Von Dr. errmann Dreyhaus, 


Dr. Erich L. Schmidt und A. Hillen Zieg⸗ 


feld. Verlag Georg Weſtermann, Braun⸗ 
ſchweig⸗Berlin⸗Hamburg 1936. — Von dieſer 
auf drei Bände berechneten Geſchichte des deut⸗ 
ſchen Volkes liegt der 1. Band vor, der bis 
zum Weſtfäliſchen Frieden von 
1648 reicht. Dieſes neue, für den Lehrbetrieb 
beſtimmte Geſchichtsbuch verſucht, den national⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätzen der Geſchichtsbetrach⸗ 
tung Rechnung zu tragen. Dieſer Verſuch 
kommt in der Hauptſache darin zum Ausdruck, 
daß der Darſteller der germaniſchen Vor⸗ und 
Frühgeſchichte den ihr gebührenden breiten Raum 
zugeteilt hat, ferner darin, daß auch die 
mittelalterliche Wiederbeſiedlung des altgerma⸗ 
niſchen Volksbodens im Oſten ſtärker betont 
worden iſt, als es früher in ähnlichen Lehr- 
büchern der Fall zu fein pflegte. Das geo- 
politiſche Moment aber, das im Titel des. 
Buches beſonders hervorgehoben wird, iſt ledig⸗ 
lich in den (allerdings zahlreichen und anſchau⸗ 
lichen) Kartenſkizzen, die von der bewährten 
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Hand Hillen Ziegfelds ſtammen, zum Ausdruck 
gekommen. Auch das raſſiſche Moment, 
das doch in der heutigen Geſchichtsauffaſſung 
eine maßgebliche Rolle ſpielen ſoll, kommt kaum 
zur Geltung. Schließlich hält das Buch inſo⸗ 
fern nicht alles, was es verſpricht, als es nach 
überkommener Betrachtungsweiſe noch zu fehr 
vom Staatlichen oder Dynaſtiſchen ausgeht und 
das Volkswerden in der Darſtellung zu kurz 
kommen läßt. Weder das geopolitiſche noch das 
raſſiſche und das volkliche Element iſt hin⸗ 
reichend vertieft und wirklich in den Stoff 
hineingearbeitet worden. Das Buch iſt ein Fort⸗ 
ſchritt auf dem richtigem Wege, aber doch erſt 
ein Verſuch, der noch nicht genügend ausgereift 
iſt. Den beiden folgenden Bänden iſt eine 
weitere Vertiefung in der der nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Geſchichtsbetrachtung entſprechenden 
Richtung zu wünſchen. Dr. 


Sieben Preußen als Bahnbrecher des deut⸗ 
ſchen Gedankens. Von Otto Weber⸗Krohſe. 
Schlieffen Verlag Berlin. 1936. 508 Seiten 
Ganzleinen 14,.— AM, Halbleder 18, — AM. 
— Otto Weber⸗Krohſe hat in ſeinem neueſten 
Buch einen geiſtvollen und originellen Begriff 
des Preußentums herausgearbeitet, in dem er 
norddeutſchen Raum mit einer beſtimmten 
geiſtigen Weſenhaftigkeit, außenpolitiſche Ge⸗ 
ſetze und weltanſchauliche Ideen miteinander 
verbindet, einen Traditionsbegriff, der in ſeinen 
entſcheidenden Punkten weniger von einer 
genauen Erfaſſung vergangener geſchichtlicher 
Zuſammenhänge und Kräfte als von den Ideen 
unſerer Zeit, freilich in ganz perſönlicher 
Prägung, beſtimmt iſt. Die ſieben Perſön⸗ 
lichkeitsſchilderungen (Der Große Kurfürft, 
Friedrich Wilhelm J., Hertzberg, Yorck, Ernſt 
Auguſt von Hannover, Bismarck, Schweinitz) 
ſtellen im Grunde nur den Beweis ſeiner politi⸗ 
ſchen Theſe am hiſtoriſchen Stoff dar, aber da 
fie von einem fo feſt geſchloſſenen und durch⸗ 
dachten Begriff ausgehen, geben ſie bei allen 
harten und unrichtigen Urteilen geiſtvolle und 
ſcharf aufgebaute Bilder dieſer politiſchen und 
militäriſchen Führerköpfe. Nun ließe ſich leicht 
beweiſen, daß dieſe hiſtoriſchen Charakteriſtiken 
alleſamt verzerrt ſind, daß vieles nicht geſehen, 
und überall das Bild zugunſten der eigenen 
Theſe ins Unrichtige abgebogen iſt. Der Große 
Kurfürſt iſt beiſpielsweiſe ſtark verzeichnet, 
denn ſein Genie beſtand gerade in der Wendig⸗ 
keit, mit der er in der wechſelnden Konſtellation 
der Großen Mächte emporzuſteigen ſuchte, was 
ihm Weber⸗Krohſe aber als Verſtoß gegen die 
außenpolitiſche Geſetzlichkeit des preußiſchen 
Raumes ankreidet. Hertzberg, der doch noch 
ganz in der zeitgenöſſiſchen Anſicht damaliger 
Kabinettspolitik und ihrer Gleichgewichtsideen 
lebte, wird zum Träger ewiger „preußiſcher“ 
politiſcher Wahrheiten geſtempelt. Das, wie 
geſagt, ließe ſich leicht beweiſen. Und dennoch 
bliebe in dem Buch noch immer etwas zurück, 
was Bewunderung erregt und zur Anerkennung 
zwingt. Da iſt einmal die geiſtvolle Form 
dieſer Studien, die ſcharfen Urteile, der belebte 
Schwung der Darſtellung, was alles in unſerer 
hiſtoriſchen Literatur nicht allzu häufig iſt. Aber 


216 


ſelbſt über feine Anſichten und inhaltlichen 
Schilderungen wird man nicht hinweggehen 
können. s find nun freilich keine hiſtoriſchen 
Darſtellungen, wie ſie im wiſſenſchaftlichen 
deutſchen Schrifttum üblich ſind, aber es iſt eine 
ungemein anregende hiſtoriſche Schau, die, im 
einzelnen unrichtig, dem hiſtoriſchen Denken 
ſtarke Anregung zu geben geeignet iſt. Die 
letzten Schilderungen beſchäftigen ſich mit Per⸗ 
ſönlichkeiten, die im konſervativen Denken des 
19. Jahrhunderts leben. Aus unſerer Epoche, 
die eine Ueberwindung des liberalen Staats⸗ 
denkens erreicht hat, lenkt Weber⸗Krohſe den 
Blick zurück auf die Anfänge des weltanſchau⸗ 
lichen Kampfes gegen den Liberalismus und 
ſucht Perſönlichkeiten und Ideenwelt zu erfaſſen, 
auf denen nach der lleberwindung des ver: 
fehlten politiſchen Weges im 19. Jahrhundert 
das moderne Denken ſeine wirkliche Tradition 
zu finden vermag. Gu ſtreift fein Blick über 
Perſönlichkeiten, die bisher wenig beachtet 
wurden und erfaßt Bismarck von einem neuen 


Blickwinkel aus. J. F. 


Die goldenen Schlöſſer. Roman von 
ern Biſchoff. Propyläen-Berlag, 

erlin 1935, 561 Seiten. Preis Ganzleinen 
6,50 AM. — Diefer Roman iſt die Lebens: 
geſchichte eines Findelkindes, eine Geſchichte, die 
tief eingebettet iſt in den oft wirren Wunder⸗ 
glauben der weltfernen Menſchen des Rieſen⸗ 
gebirges. Breit ausgeſponnen, aber doch mit 
Spannung geladen find die hintergründigen 
Grübeleien, mit denen diefe einfachen Berg: und 
Waldmenſchen die niemals ganz aufgeklärte 
Herkunft des Mädchens Agnes umgeben und 
deſſen zwiſchen Wachſein und angſterfülltem 
Dämmer ſchwankendes Leben verfolgen. Uralter 
Volksglaube, gegen den der ſtreitbare und mit⸗ 
unter doch ſelber wieder wankend werdende 
Pfarrer vergebens ankämpft, ſucht in dem 
Kinde, das die Berge dem armſeligen Dorfe 
geſchenkt haben, ſeine Erfüllung: der Glaube 
an die goldenen Schlöſſer im Schoße der Berge. 
Friedrich Biſchoff beweiſt in der Zeichnung der 
ſchwierigen Charaktere eine große Geſtaltungs⸗ 
kraft, die ihn in den Kreis der namhaften 
ſchleſiſchen Dichter einreiht. Dr. K 


Von Richard Boles: 
lawſki. Propyläen-Verlag, Berlin 1936. 
340 Seiten. Preis 4,80 RAM. — Mit dem 
erſten Buch von Boleslawski „Polniſche Ulanen“ 
ſteht das vorliegende Buch, obwohl es deſſen 
Fortſetzung iſt, nur in loſem Zuſammenhang. 
Es ſpielt 1917, nach dem Zuſammenbruch des 
Barenreiches, in Moskau. Der Kampf zwiſchen 
den Roten und Weißen geht durch die Straßen 
der Stadt. Inmitten der Unruhen verſucht ſich 
das Studio des Moskauer Künſtlertheaters, in 
das Boleslawſki aus dem Kriege zurückgekehrt 
iſt, als neutrale Inſel zu erhalten. Aber auch 
in dieſe kleine Gemeinſchaft dringt die politiſche 
Erregung hinein und führt ihre Glieder auf 
verſchiedene Wege. Anſchaulich werden einzelne 
Epiſoden des ausſichtsloſen Kampfes der 
tapferen Kadetten gegen die Bolſchewiſten ge⸗ 
ſchildert; merkwürdig wirkt die halb intereſſen⸗ 


Lanzen nieder! 


loſe, halb neugierige Haltung, mit der nach der 
Darſtellung Boleslawſkis der größere Teil der 
Moskauer Einwohner die Straßenkämpfe ver⸗ 
folgt. Dr. K. 
Der Kampf um den Erdraum. Kolonien vom 
Altertum bis zur Gegenwart. Von Paul 
Ritter. 15 Philipp Reclam jun., Leip⸗ 
zig. 1935. 348 Seiten mit 32 Bildtafeln und 
12 Karten. Preis Ganzleinen 6,.— AM. — 
Die Schwierigkeiten der deutſchen Rohſtoffver⸗ 
15 und der oſtafrikaniſche Krieg haben der 
orderung nach deutſchem Kolonialbeſitz neuen 
Auftrieb gegeben. Die Führerrede vom 7. März 
hat die Bedeutung dieſer Frage, im Zuſammen⸗ 
hang mit der Erwägung eines Wiedereintrittes 
Deutſchlands in den Völkerbund, unterſtrichen. 
Es iſt alſo wohl nicht überflüſſig, daß ſich das 
deutſche Volk wieder ſtärker, als es ſeit dem 
Ende des Krieges geſchehen iſt, mit der Kolo⸗ 
nialfrage befaßt. Paul Ritter gibt in ſeinem 
Buch einen geſchichtlichen Ueberblick über die 
kolonialen Bewegungen aller Völker und Zeiten. 
Von den Phöniziern, Hellenen und Römern an⸗ 
gefangen, über die Araber, Mongolen und Nor⸗ 
mannen verfolgt er die Geſchichte der Koloni⸗ 
ſierung zu den Portugieſen, Spaniern, Eng⸗ 
ländern und Franzoſen, den Ruſſen, Ameri⸗ 
kanern, Italienern und Japanern. Unter dem 
Begriff „Koloniſation“ wird ſowohl die Er⸗ 


ſchließung überſeeiſcher Gebiete, wie die Land⸗ 
nahme in Europa 0 Ob dieſe gemein⸗ 
ſame Firmierung doch offenſichtlich ſehr unter⸗ 
ſchiedlicher Expanſionsvorgaͤnge richtig und 
zweckmäßig iſt, mag dahingeſtellt bleiben. Ueber 
ein Drittel des Buches iſt der koloniſatoriſchen 
Leiſtung der Deutſchen gewidmet. Die Dft: 
bewegung des deutſchen Volkes wird ebenſo 
berückſichtigt, wie die Auswanderung von 
Millionen deutſcher Menſchen aller Stämme 
in überſeeiſche Gebiete fremder Staatshoheit. 
Koloniſieren — das iſt zu allen Zeiten das 
Recht und der Drang großer Völker geweſen. 
Aber kein Volk hat, indem es dieſes Recht in 
Anſpruch nahm und dieſem Drange folgte, ſein 
Blut ſo hemmungslos zum Nutzen und Ruhme 
fremder Staaten und Völker verſchwendet, wie 
das deutſche. Wäre all das deutſche Blut, das 
fremde Länder befruchtet hat, ausſchließlich für 
die Belange des eigenen Volkes und Landes ein⸗ 
geſetzt worden, die Welt hätte heute ein anderes 
Geſicht! Daß der Nutzen der koloniſatoriſchen 
Arbeit des deutſchen Volkes in ein angemeſſenes 
Verhältnis zu den Opfern dieſer Arbeit gebracht 
werden muß, das iſt vielleicht der zwingendſte 
Grund, der ſich für die Forderung nach aus⸗ 
reichendem deutſchen Kolonialbeſitz anführen 
läßt. Das iſt auch der ſtärkſte Eindruck, den 
das Buch Ritters hinterläßt. Dr. K. 


Der Bevölkerungsdruck 
im deutſch⸗polniſchen Grenzgebiet 


Von Diplomvolkswirt Friedrich Noß. 
85 Seiten, 12 Kartenſkizzen und Diagramme. 


Wenn Deutſchland im Oſten beſtehen will, dann genügt es nicht, daß es ſich 
macht politiſch behaupten kann. Es muß ſich auch und vor allem volks⸗ 


politiſch behaupten. 


Ein Vergleich der bevölkerungspolitiſchen Entwicklung 


im deutſchen mit der im polniſchen Grenzgebiet, ergibt eine fortſchreitende 
Aushöhlung des deutſchen, aber eine andauernde Feſtigung des polniſchen 


Gebietes. 


Wenn man bedenkt, daß ſich z. B. die Bevölkerung Pomme⸗ 


rellens prozentual 18 mal ſo ſchnell wie in Oſtpommern vermehrt, dann 
verſteht man den ganzen Ernſt der bevölkerungspolitiſchen Entwicklung im 
Oſten, die in der Arbeit von Friedrich Roß eingehend dargeſtellt wird. 


Zu beziehen vom Schulungsamt des Bundes Deutſcher Oſten, 
Königsberg i. Pr., Franzöſiſche Straße 20. 


preis 1. RM. 
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Bücher unserer Zeit 


RUDOLF SCHRICKER 


Das Ende von Verſailles 


Mit 94 Abbildungen 
Der Geiſt von Verſailles, die Quelle der Verelendung Europas, mußte aus dem 
deutſchen Volke verſchwinden, um das friedliche Aufbauwerk Adolf Hitlers nicht 
zu gefährden. Rudolf Schricker, der bekannte Autor geſchichtspolitiſcher Werke, 
enthüllt mit ſchonungsloſer Offenheit den Rüfturgswahnfinn der Welt, die ewige 
Bedrohung und Herausforderung deutſcher Lebensintereſſen und beweiſt mit 
unwiderlegbarer Sachlichkeit, da nicht das deutſche Volk, ſondern die alliierten 
Mächte ſelbſt das Diktat von Verſailles gebrochen und illuſoriſch gemacht haben. 
In 100 packenden Aufnahmen, die einer friedloſen Welt das friedliche Deutſch⸗ 
land gegenüberſtellen, zeigt ſich das wahre Geſicht des heutigen Europa. 


S. ZOGLMANN / H. HOFFMANN jr. 


Jugend erlebt Deutſchland 


Mit 64 Abbildungen. Geleitwort: Baldur von Schirach 
Deutſche Jugend aller Länder erlebt das neue Deutſchland. In 64 meiſt ganz⸗ 
leitigen Bildern zeigen die Verfaſſer S. Zoglmann und H. Hoffmann jun. 
den Geiſt, der die Jugend Adolf Hitlers beſeelt. Ein bezwingendes Bilddokument 
don bleibendem Wert iſt dieſes Buch, ein Bekenntnis zu Völkerverſöhnung 
und Völkerfrieden. 


EH RING-REINECK ER 


Jugend in Waffen 


Mit 80 Abbildungen 
Während das neue Deutſchland ſeine Jugend zu friedlicher Aufbauarbeit erzieht 
und ſich bemüht, der jungen Generation die Schrecken des Krieges fernzuhalten, 
wird in vielen Ländern Europas die heranwachſende Jugend militäriſch geſchult 
und ausgebildet. Ehring⸗Reinecker ſtellten in etwa 80 einzigartigen 
Bildern dieſer militäriſchen Erziehung fremdvölkiſcher Jugend jenen friedlichen 
Aufbauwillen entgegen, der die Träger der deutſchen Zukunft — die Hitler⸗ 

jugend — beherrſcht. 


Jeder Band kart. RN 
Zu beziehen durch jede Buchhandiung oder durch 


Bas Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW ee 


n.... .. e. e... 


. — ———. , , , , , r 


